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Sorge um die Rentner von morgen

Altersarmut – bald ein Massenphänomen?
Deutschland im Januar/Feb-

ruar 2008: Die Organisation für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) macht 
sich Sorgen. Der Paritätische 
Wohlfahrtsverband legt erschre-
ckende Zahlen vor. Der Bundes-
tag debattiert auf Antrag der FDP. 
Und der Tenor ist immer derselbe: 
Altersarmut droht in Deutschland 
zum Massenphänomen zu werden. 
Minijobber, Teilzeitkräfte, Gering-
verdiener und Langzeitarbeitslose 
– ganzen Bevölkerungsgruppen 
droht im Alter der Abstieg in ein Le-
ben unterhalb der Armutsgrenze.

Der Sozialverband Deutschland 
hat schon früh auf die drohende 
Gefahr hingewiesen. Im Mai ver-
gangenen Jahres hat er die Gro-
ße Koalition mit seinen „10 For-
derungen zur Verhinderung von 
Altersarmut“ konfrontiert.

wird die Durchschnittsrente bereits 
in 14 Jahren auf das Niveau der 
Grundsicherung abgesunken sein.
Aufhorchen lässt auch, dass ausge-
rechnet die FDP, nicht klassischer-
weise eine Partei der Armen und Ge-
brechlichen, eine Debatte zum The-
ma im Bundestag beantragt hat. Die 
Partei beklagt, dass für 20 Millionen 
Rentner die Renten anpassung schon 
im fünften Jahr in Folge nicht mit 
der Preisentwicklung Schritt halte 
und macht damit deutlich: An der 
Thematik „Altersarmut“ kommt 
keiner mehr vorbei.

Wie verbreitet in der Bevölkerung 
die Angst vor einem Rentnerdasein 
in Not inzwischen ist, zeigt eine 
Umfrage des Nachrichtenmagazins 
„Der Spiegel“. Auf die Frage „Fürch-
ten Sie, im Rentenalter oder – sofern 
Sie bereits Rentner sind – in den 
nächsten Jahren Ihren Lebensstan-
dard nicht mehr halten zu können?“ 
antworteten 71 Prozent mit „Ja“.

Im Sozialverband Deutschland 
ist man sich der Brisanz des The-
mas schon lange bewusst. Wieder-
holt, zuletzt im Mai 2007, hat der 
Verband das Thema in der Öffent-

lichkeit lanciert. Er hat Auswege 
aus der Krise aufgezeichnet und 
die Politik in Form einer Broschü-
re mit dem Titel „10 Forderungen 
des SoVD zur Verhinderung von 
Altersarmut“ unmissverständlich 
aufgefordert, dringend notwendige 
Schritte zu unternehmen. Auch in 
der SoVD-Zeitung ist Altersarmut 
immer wieder Thema gewesen (zu-
letzt in der Ausgabe 12/2007). Und 
sie wird Thema bleiben, bis ernst 
gemeinte politische Maßnahmen 
eine grundlegende Besserung der 
Situation absehbar machen. mas

Anzeige

Skandalöse Praktiken bei
der Hilfsmittelversorgung

Renten-Nullrunden bei gleichzeitig steigenden Preisen – das führt zu Altersarmut. Auch das Jahr 2007 reiht 
sich ein in den traurigen Trend: Das Rentenplus von 0,54 Prozent wurde durch eine Inflation von 2,2 Prozent 
mehr als aufgefressen.
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Hans Fiedler 
verstorben

Der Sozialverband Deutsch-
land trauert um Hans Fiedler. Der 
SoVD-Ehrenpräsident ist am 13. 
Februar im Alter von 81 Jahren 
verstorben und im engsten Kreise 
der Familie beigesetzt worden.

Hans Fiedler hat sich in ho-
hem Maße um den Sozialver-
band Deutschland (ehemals 
Reichsbund) und die Weiterent-
wicklung des Sozialstaates in 
Deutschland verdient gemacht. 
Er trat dem Verband 1949 bei 
und war 51 Jahre lang als Orts-, 
Kreis-, Landes- und Bundesvor-
sitzender tätig. Den Bundesvor-
sitz übernahm er 1996 und war 
bis 2001 Präsident des Bundes-
verbandes. 2001 wurde er zum 
Ehrenpräsidenten ernannt. Von 
1954 bis 1980 war Hans Fiedler 
ehrenamtlicher Richter am Lan-
dessozialgericht Celle, danach 
am Bundessozialgericht in Kas-
sel. 

Darüber hinaus war Hans 
Fiedler seit 1966 mit der Aus-
landsarbeit des Reichsbundes 
betraut. Seit 1988 war er Ge-
neralratsmitglied für die deut-
schen Mitgliederverbände in der 
World Veterans Federation, dem 
Weltverband der ehemaligen 
Kriegsteilnehmer und Opfer des 
Krieges. Ihm gelang es kraft sei-
ner Persönlichkeit, auch dort für 
Versöhnung und Verständigung 
zu werben, wo es nach dem Krieg 
Vorbehalte gegenüber Deutsch-
land gab.

Der Sozialverband Deutsch-
land wird Hans Fiedler stets ein 
ehrendes Andenken bewahren.

Einen ausführlichen Nachruf 
finden Sie auf Seite 3.

Menschen, die in 30 bis 40 Jah-
ren in Rente gehen werden, ma-
chen Monika Queisser Sorgen. Die 
Rentenexpertin der Organisation 
für Wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) be-
fürchtet, dass unter ihnen viele von 
Altersarmut betroffen sein werden. 
Noch sei der Anteil der armen Rent-
ner im Vergleich zu anderen Ländern 
in Deutschland relativ gering. Doch 
die Prognosen sind schlecht. Der 
Grund: „Das Versorgungsniveau 
der heutigen Geringverdiener  sowie 
derjenigen, die nicht durchgehend 
Beiträge zahlen, liegt am unteren 
Ende dessen, was in der OECD üb-
lich ist“, so Queisser gegenüber der 
Zeitung „Frankfurter Rundschau“.

Noch düsterer ist die Prognose des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes. 
Nach Berechnungen des Verbandes 

Wird das Steuerzahlen in Deutschland 
zum „Vorrecht“ von Normalverdienern?

Steuerzahler in Deutschland stehen fassungslos und 
wütend einem riesigen Steuerskandal gegenüber. An-
gefangen bei dem ehemaligen Vorstandsvorsitzenden 
der Deutschen Post AG, Klaus Zumwinkel, bestätigt 
sich immer mehr das Bild arroganter Großverdiener, 
die trotz Gehältern in Millionenhöhe nicht genug be-
kommen können. Am Fiskus vorbei haben sie enorme 
Summen auf Konten in Liechtenstein geparkt. Für 
diese Steuerhinterziehung müssen sie – wie jeder Nor-
malbürger auch – bestraft werden. Es wird dennoch 
dauern, das zerstörte Vertrauen der Menschen in eine 
gerechte Lastenverteilung wiederherzustellen.

Manchmal hilft in solchen Situationen nur noch 
Galgenhumor und ironische Aspekte bietet die Affäre 

durchaus. So wurde Klaus Zumwinkel etwa einst zum 
„Manager des Jahres“ gewählt. Noch einen Tag vor 
seiner Verhaftung erklärte der Post-Chef vor Mitar-
beitern, eine Führungskraft müsse „Werte vorleben“. 
Welche Werte er meinte, bleibt offen. 

Im Fürstentum Liechtenstein ist Steuerhinterzie-
hung übrigens keine Straftat. Dafür gilt der Infor-
mant der deutschen Steuerbehörden dort als „gesuch-
ter Verbrecher“. Der Bundesrepublik warf Erbprinz 
Alois von und zu Liechtenstein, bezogen auf den An-
kauf der Daten von Steuerbetrügern, Hehlerei vor. 

Bewahren Sie sich also – auch wenn es schwer fällt – 
Ihren Humor. Sie könnten ihn spätestens beim Erhalt 
Ihres Steuerbescheides dringend brauchen. jb

Die Serie in der 
SoVD-Zeitung
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Durchdachte Vorsorge bewahrt Chancen

Harmonie.

Der Spezial-Rechtsschutz der Hamburg-Mannheimer bietet Ihnen als SoVD-
Mitglied besonderen Versicherungsschutz zu äußerst günstigen Konditionen:

Harmonie ist Ihnen wichtig. Denn Sie streiten sich ungern. Doch auch ohne eigenes Zutun können 
Sie in einen Rechtsstreit verwickelt werden, egal wie vorsichtig und sorgsam Sie sind. Dann hilft oft 
nur noch der Weg zum Anwalt - und der kostet Zeit, Geld und Nerven. Sorgen Sie deshalb vor.

Rechtsschutz

im Privat- und/oder Verkehrsbereich
wahlweise mit Immobilien-Rechtsschutz
Inklusive anwaltlicher telefonischer Erstbe-
ratung in Vorsorgefällen aus versicherten 
Lebensbereichen - damit Sie stets gut 
beraten sind!

Besondere Leistungserweiterungen:

Rechtsschutz für Betreuungsverfahren - 
bei Streitigkeiten um eine Heimunterbringung.
Beratungs-Rechtsschutz für Vorsorgever-
fügungen - damit Sie schon jetzt für den Fall 
Ihrer Entscheidungsunfähigkeit umfassend 
Vorsorge treffen können.

www.ovg.hamburg-mannheimer.de

Wir informieren Sie gern: Sozialverband Deutschland e.V.
Abt. Versicherungen
Stralauer Str. 63, 10179 Berlin
Telefon: 030/ 72 62 22-0

Anzeige

„Kooperative Jobcenter“ sollen 
lückenlose Betreuung sicherstellen

Bundesarbeitsminister Olaf Scholz (SPD) hat Mitte Februar angekündigt, die Neuordnung der Jobcenter 
ohne Gesetzesänderung umsetzen zu wollen. Auf diese Weise soll die Versorgung der Hartz-IV-Empfänger ohne 
Unterbrechung gewährleistet bleiben. Das Bundesverfassungsgericht hatte die bisherige Aufgabenverteilung 
zwischen Arbeitsagenturen und Kommunen für verfassungswidrig erklärt (siehe SoVD-Zeitung 02/2008).

Das von Olaf Scholz vorgeschla-
gene „kooperative Jobcenter“ blie-
be nach den Vorstellungen des Mi-
nisters eine eigenverantwortliche 
Geschäftseinheit der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) vor Ort. Gleich-
zeitig solle den Kommunen mehr 
Mitspracherecht in Fragen der 
Arbeitsmarktpolitik zugestanden 
werden. Nach den Vorstellungen des 
SPD-Politikers könne dies durch ei-
ne freiwillige Zusammenarbeit von 
Arbeitsagenturen und Kommunen 
erreicht werden. Hierzu müsste die 
Bundesagentur für Arbeit mit den 
Kommunen entsprechende Koope-
rationsverträge abschließen.

Scholz betonte, dass die Jobcen-
ter im Interesse der lückenlosen Be-
treuung von Hartz-IV-Empfängern 
weiter unter einem Dach bestehen 
bleiben sollen: „Die Bürger sollen 
außer zum Besseren keinen Un-
terschied wahrnehmen.“ Nach den 
Worten des Arbeitsministers bleibt 
es somit bei den 800 existierenden 
Jobcentern, Umzüge soll es nicht 
geben.

Im Dezember des vergangenen 
Jahres hatte das Bundesverfas-
sungsgericht entschieden, dass die 
von Kommunen und Jobcentern 
gebildeten Arbeitsgemeinschaften 
verfassungswidrig sind. In ihrer 
Urteilsbegründung verwiesen die 

Karlsruher Richter darauf, dass 
das Grundgesetz in seiner födera-
len Aufgabenverteilung diese Form 
der Mischverwaltung nicht vorsehe. 
Für die Umstrukturierung hatte das 
Gericht dem Gesetzgeber eine Frist 
von drei Jahren eingeräumt. 

Mit seinem Vorschlag, diese Neu-
ordnung der Jobcenter ohne eine 
entsprechende Gesetzesänderung 
umzusetzen, würde der Arbeitsmi-
nister die schwierige Suche nach 
einem Kompromiss mit der Union 
in Bundesrat und Bundestag umge-
hen. Er wolle vermeiden, so Scholz, 

dass es zulasten der Empfänger von 
Hartz IV zu einem umständlich aus-
gehandelten Reformkompromiss 
kommt.

Bedenken an den Plänen aus dem 
Bundesarbeitsministerium meldete 
der Koalitionspartner an: Bayerns 
Sozialministerin Christa Stewens 
(CSU) warnte vor einem Schnell-
schuss. Im Hinblick auf bestmögli-
che Strukturen für die Vermittlung 
von Langzeitarbeitslosen gebe es 
ihrer Ansicht nach auch noch an-
dere Lösungen. So könne man etwa 
dem Bund oder den Ländern auch 
die vollständige Verantwortung für 
die Betreuung der Hartz-IV-Emp-
fänger übertragen. Bisher stellt der 
Bund das Arbeitslosengeld II bereit, 
während die Kommunen die Woh-
nungs- und Heizkosten tragen.

Unterstützung dagegen kam vom 
Deutschen Städtetag. Dessen Prä-
sident, der Münchner Oberbürger-
meister Christian Ude, begrüßte 
den Vorschlag von Olaf Scholz: „Im 
Interesse der Langzeitarbeitslosen 
und ihrer Familien sollten jetzt nicht 
neue Debatten um Zuständigkeiten 
geführt werden.“ Damit unterstrich 
auch Ude, dass es bei einer Neuor-
ganisation der Jobcenter nicht zu ei-
ner Benachteiligung der Menschen 
kommen dürfe, die auf Leistungen 
nach Hartz IV angewiesen sind.

Organisation der Hartz-Reform

Nach den Plänen von Bundesar-
beitsminister Olaf Scholz sollen die 
Menschen „außer zum Besseren“ 
keinen Unterschied wahrnehmen. 
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Hausarztmodell der Barmer 
Ersatzkasse ist unzulässig

Das Hausarztmodell der Barmer 
Ersatzkasse mit mehr als zwei Mil-
lionen Versicherten ist in seiner jet-
zigen Form unzulässig. Nach einem 
Musterurteil des Bundessozialge-
richts in Kassel entspricht das Sys-
tem mit einem festen Hausarzt und 
einer verbindlichen Hausapotheke 
nicht der vom Gesetz geforderten 
integrierten Versorgung. „Das Sys-
tem mag seine Vorteile haben, auch 
für die Versicherten. Eine sekto-
renübergreifende Zusammenarbeit 
verschiedener Fachbereiche sieht 
der Senat aber nicht“, hieß es in der 
Urteilsbegründung.

Die Barmer muss nun nach eige-
nen Angaben 40 bis 60 Millionen 

Euro an die Kassenärztlichen Ver-
einigungen der Länder nachzahlen. 
Dafür seien bereits Rückstellungen 
gebildet worden. Grundsätzlich sol-
le das Hausarztmodell aber weiter-
laufen, wenn auch in modifizierter 
Form. 

Das Urteil stelle das Hausarzt- und 
Hausapothekensystem nicht grund-
sätzlich infrage, sagte Vorstandsvize 
Birgit Fischer. Zwar dürfe für das 
System nicht der Topf für die inte-
grierte Vorsorge genutzt werden, es 
könne aber in seinen Grundzügen 
weiterlaufen. Eventuelle Kürzun-
gen für die Vertragsärzte und -apo-
theker würden aber von der Kasse 
ausgeglichen. dpa

Urteil des Bundessozialgerichtes

Nachdem der Bundestag am 25. 
Januar die Anhebung der Hinzu-
verdienstgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung von 350 Euro 
auf 400 Euro beschlossen hat, stimm-
te  der Bundesrat dem Gesetz am 15. 
Februar zu. Damit ist der Weg für 
Frührentner frei, künftig mehr hin-
zuverdienen zu dürfen.

Ende vergangenen Jahres kam es 
wegen dieser Anhebung zu einiger 
Irritation, nachdem die ursprüngli-
chen Pläne zunächst verworfen und 
dann doch wieder forciert wurden. 
Letztlich wurde dann aber die Zeit 
für einen rechtzeitigen Start am 

Höherer Hinzuverdienst für 
Rentner unter 65 Jahren

Wie in der SoVD-Zeitung berichtet, sollten ostdeutsche Kriegsheim-
kehrer per Gesetz ab 2009 eine einmalige Entschädigung erhalten. Nach 
zahlreichen Protesten wird deren Auszahlung nun auf dieses Jahr vor-
gezogen. Hierzu bedarf es einer kurzfristigen Gesetzesänderung. 

Bezüglich dieser neuen Leistungsgewährung erreichten uns vielfäl-
tige Anfragen, wo im Einzelnen der Antrag zu stellen ist. 

Das Bundesverwaltungsamt ist die für die Durchführung der Heim-
kehrerentschädigung Ost zuständige Stelle und nimmt formlose An-
tragstellungen entgegen. Sobald das Heimkehrerentschädigungsgesetz 
in Kraft tritt, wird allen auf diese Weise registrierten Heimkehrern ein 
Antragsformular zugesendet. Formlose Anträge können gestellt wer-
den beim: Bundesverwaltungsamt, Referat III B 4, 50728 Köln, Tel.: 
022899/358-5800, E-Mail: Heimkehrer@bva.bund.de.

Entschädigung ostdeutscher
Kriegsheimkehrer

SPD-Fraktion fordert Klarstellung
im Sinne der Rollstuhlfahrer

Bemerkenswerte Neuigkeiten gibt es hinsichtlich der Beförderung von Rollstuhlfahrern in Bussen des öf-
fentlichen Personennahverkehrs. Mit Bezug auf die Titelstory in der Januar-Ausgabe der SoVD-Zeitung hat 
der Westdeutsche Rundfunk (WDR) einen Beitrag zum Thema gesendet. Nach einer Aufforderung von SoVD-
Vizepräsidentin Marianne Saarholz, für rechtliche Klarstellung zu sorgen, macht sich nun die SPD-Fraktion 
im Bundestag für eine solche stark. 

Aufgrund der mangelhaften Um-
setzung einer EU-Richtlinie in deut-
sches Recht wird zurzeit auf vielen 
Städten und Gemeinden nur noch ein 
Rollstuhlfahrer pro Bus befördert – 
ein Zustand, der für den SoVD nicht 
tragbar ist. Eine 
Empfindung, die 
von Politikern 
und Vertretern 
der Medien ge-
teilt wird. Promi-
nentestes Beispiel 
hierfür ist wohl 
ein Bericht des 
Westdeutschen 
Rundfunks. Im 
P o l i t m a g a z i n 
„Westpol“ vom 
3. Februar wurde 
das Thema an-
schaulich geschil-
dert. Die beiden 
Protagonistinnen 
des Beitrages, 
beide Rollstuhl-
fahrerinnen und 
Mitglieder der in-

teg Nordrhein-Westfalen, demonst-
rierten vor laufender Kamera, was es 
heißt, wenn sich die Türen des Busses 
hinter der ersten Rollstuhlfahrerin 
schließen, während die zweite in der 
Kälte zurückbleibt.

Die mediale Resonanz, die Auffor-
derung der SoVD-Vizepräsidentin, 
für eine rechtliche Klarstellung zu 
sorgen – beides zusammen hat in 
der Sache für Bewegung gesorgt.So 
fordert inzwischen auch die SPD-

Fraktion eine 
P r ä z i s i e r u n g 
der Straßenver-
k e h r s - Z u l a s -
sungs-Ordnung 
(StVZO), deren 
missverständli-
che Formulie-
rung Auslöser 
des Problems ist. 
Uwe Beckmeyer, 
verkehrspoliti-
scher Sprecher 
der SPD-Bun-
destagsfraktion, 
teilte mit, seine 
Fraktion wolle 
eine Veröffentli-
chung im Amts-
blatt des Bun-
desministeriums 
für Verkehr, Bau 
und Stadtent-

wicklung erreichen. Darin sollten 
die Möglichkeiten der Mitnahme 
von Rollstuhlfahrern sowohl aus 
technischer als auch aus betrieb-
licher und rechtlicher Sicht darge-
stellt werden. Die Vorgaben würden 
im Sinne der Rollstuhlfahrer/-innen 
präzisiert. mas

Beförderung von Rollstuhlfahrern in Linien-Bussen

Ein Bus, zwei Rollstühle: Inzwischen kämpft auch die SPD-Fraktion im 
Bundestag für diese Formel.

Bundesrat bestätigt

1. Januar 2008 zu knapp. Der erfolg-
te Beschluss, dass die Änderung nun 
rückwirkend zum 1. Januar 2008 in 
Kraft tritt, soll dies ausgleichen.

Wegen der bisherigen Begrenzung 
der Nebenverdienstmöglichkeiten 
von Frührentnern war es in der Ver-
gangenheit immer wieder zu Nach-
forderungen der Rentenversicherer 
gekommen. Mit der Angleichung an 
die geltende Geringfügigkeitsgrenze 
wird eine Forderung des Sozialver-
band Deutschland umgesetzt, die 
dieser seit September 2003 bei den 
zuständigen Stellen immer wieder 
vorgebracht hat. 

Foto: üstra
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100 000 Menschen in Deutschland 
sind ohne Krankenversicherung

Seit Inkrafttreten der Gesundheitsreform zum 1. April 2007 hat sich die Zahl der Menschen, die nicht 
krankenversichert sind stark verringert: Über 100 000 Personen sind in die Gesetzliche Krankenversicherung 
zurückgekehrt. Fast ebenso viele haben jedoch weiterhin keine Gesundheitsversorgung. Das will Bundesge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt ändern.

Gemeinsam mit Wohlfahrtsver-
bänden und Verbraucherzentralen 
hat das Bundesgesundheitsminis-
terium Mitte Februar zur Rückkehr 
in die Gesetzliche Krankenversiche-
rung aufgerufen. Die Kampagne will 
in erster Linie aufklären und infor-
mieren. Prälat Dr. Peter Neher, Prä-
sident der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege 
und des Deutschen Caritasverban-
des, betonte die Notwendigkeit der 
Aufklärung: „Per Gesetz besteht ein 
Versicherungsverhältnis bereits seit 

April letzten Jahres. Wegen der Ver-
sicherungspflicht sollte sich jeder 
daher möglichst schnell bei seiner 
Kasse melden. Doch viele Menschen 
wissen das nicht.“

Betroffen von fehlendem Versi-
cherungsschutz sind nach Angaben 
des Ministeriums und der Kranken-
kassenverbände vor allem Selbst-
ständige mit geringem Einkommen 
sowie Obdachlose und Menschen, 
die sich illegal in Deutschland auf-
halten. Für diese Menschen, die sich 
oft in sozialen Notlagen befinden, 

dürfte die seit einem Jahr bestehen-
de Versicherungspflicht vor allem 
ein finanzielles Problem darstellen. 
Denn wer seinen verspäteten Ein-
tritt in die Krankenversicherung 
selbst verschuldet hat, muss nicht 
geleistete Beiträge nachzahlen. Vor 
diesem Hintergrund appellierte 
Bundesgesundheitsministerin Ulla 
Schmidt (SPD) an die Krankenkas-
sen: „Schauen Sie sich die sozialen 
Härtefälle genau an, prüfen Sie, wie 
man die Beiträge in erträglichen Ra-
ten einfordern, stunden oder auch 
ganz erlassen kann!“

Glücklicherweise leben in 
Deutschland vergleichsweise wenig 
Menschen ohne den Schutz einer 
Krankenversicherung. Nach Anga-
ben des Statistischen Bundesam-
tes aus dem letzten Monat waren 
im ersten Quartal des Jahres 2007 
rund 211 000 Menschen ohne Ver-
sicherung. Das entspricht einem 
Anteil an der Gesamtbevölkerung 
von 0,3 Prozent. Nach Angaben von 
Ministerin Schmidt sei mittlerwei-
le etwa die Hälfte der Betroffenen 
in die Gesetzliche oder eine Private 
Krankenversicherung zurückge-
kehrt. Die Gesundheitspolitikerin 
will dennoch in ihren Bemühungen 
nicht nachlassen, diese Zahl weiter 
zu erhöhen: „Jetzt geht es darum, 
den noch verbleibenden Unversi-
cherten die Rückkehr in die Kran-
kenversicherung zu erleichtern.“

Bundesgesundheitsministerium schlägt Alarm

Start der Informationskampagne (v. links): Bundesgesundheitsministerin 
Ulla Schmidt, Prälat Dr. Peter Neher (Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege) und Rainer Brückers (AWO Bundesverband).

Foto: BAGFW

Höheres Kindergeld ab 2009
In der Frage der Familienförderung war die Große Koalition bisher zerstritten: Die SPD wollte Betreuungs-

plätze und Schulspeisungen zur Verfügung stellen, die Union dagegen das an die Eltern gezahlte Kindergeld 
erhöhen. Überraschend hat SPD-Parteichef Kurt Beck nun erklärt, man wolle beides zur Hälfte mittragen. 
Doch welche Maßnahme kommt tatsächlich den Kindern zugute?

Gerade in Wahlkampfzeiten wird 
das Thema Kindergeld gerne von 
den Parteien entdeckt. So auch kürz-
lich geschehen bei den Wahlen zur 
Hamburgischen Bürgerschaft – dem 
Landesparlament der Hansestadt. 
Auf Plakaten versprach die CDU 
eine Erhöhung des Kindergeldes ab 
2009. Zunächst rebellierte der sozi-
aldemokratische Koalitionspartner, 
lenkte dann aber ein und versprach, 
finanzielle Spielräume anteilig auch 
für eine Anhebung des Kindergeldes 
zu nutzen. Deutliche Unterschiede 
in den Konzepten der Familienför-
derung zwischen den beiden Partei-
en bleiben dennoch bestehen.

Das Modell von CDU/CSU
In den letzten Jahren sind die Le-

benshaltungskosten gerade für Fa-
milien mit Kindern stark gestiegen. 
Aus Sicht der Union ist daher eine 
Erhöhung des Kindergeldes über-
fällig. Familienpolitiker der Par-
tei machen sich zusätzlich für eine 

Staffelung der Unterstützung nach 
der Anzahl der Kinder stark: Groß-
familien sollen demnach stärker un-
terstützt werden.

Bundesfamilienministerin Ur-
sula von der Leyen vertritt in die-
sem Zusammenhang eine Forde-
rung aus den Reihen der CSU. Die 
bayerische Schwesterpartei möchte 
gerne durchsetzen, dass Eltern, die 
keinen Betreuungsplatz für ihre 
Kinder beanspruchen 
in den Genuss eines 
Betreuungsgeldes 
kommen. Diese auch als 
„Herdprämie“ bezeichnete För-
derung in Höhe von 150 Euro 
soll zusätzlich zum Kinder-
geld gezahlt werden.

Das Modell der SPD
Die SPD will die 

Eltern entlasten, 
setzt dabei jedoch 
auf eine indirekte 
Unterstützung. Man 
will in erster Linie den 
Ausbau von Krippen und 
Ganztagsschulen vorantreiben so-
wie mehr Sachleistungen für arme 
Kinder bereitstellen. Der Hauptteil 
der jährlichen Familienleistung von 
insgesamt 184 Milliarden Euro soll 
demnach künftig in die Infrastruktur 
fließen. Eine Erhöhung des Kinder-
geldes, das allen Eltern unabhängig 
von deren Einkommen gezahlt wird, 
lehnte die SPD bisher unter dem 
Hinweis ab, dies sei „Familienför-

derung mit der Gießkanne“.
Entscheidung erst im Herbst

Unabhängig da-
von, auf welches 
Modell oder wel-
chen Kompro-
miss sich die Po-

litiker der Großen 
Koalition letztlich 
einigen werden 
– vor Herbst ist 
kaum mit einem 

Ergebnis zu rech-
nen. Zu diesem 
Zeitpunkt legt 

Bundesfinanz-
minister Peer 
Steinbrück 

den aktuellen Bericht 
zum Existenzminimum 

vor. Experten rechnen mit 
einem gestiegenen Betrag des 

Existenzminimums. Das würde 
bedeuten, dass auch der Kinderfrei-
betrag angehoben werden müsste. 
Hintergrund hierfür ist die Recht-
sprechung des Bundesverfassungs-
gerichts, wonach das Existenzmi-
nimum für Erwachsene und Kinder 
gleichermaßen steuerfrei gestellt 
werden muss. Kindergeld ist somit 
nur zu etwa einem Drittel eine Sozi-
alleistung des Staates. Auf den weit 
überwiegenden Teil der Förderung 
haben Kinder und deren Eltern ei-
nen vom Grundgesetz verbrieften 
Anspruch – ganz unabhängig von 
politischen Modellen.

Einigung zwischen SPD und CDU

Foto: jenzig 71 / photocase
Foto: 
schiffner / 
photocase

Hans Fiedler, ehemaliger Präsident und Ehrenpräsident 
des Sozialverband Deutschland, ist tot. Er verstarb am 13. 
Februar 2008 im Alter von 81 Jahren. Die Nachricht von 
seinem Tod hat innerhalb und außerhalb des Verbandes 
große Betroffenheit ausgelöst. Hans Fiedler hat es ver-
standen, sich durch seine Integrität, sein Fachwissen und 
seine freundliche – aber in der Sache beharrliche – Art 
bei den Menschen, die ihm begegnet sind und die mit ihm 
zusammengearbeitet haben, Achtung und Respekt zu erwerben. 

Menschen in sozialer Not zu helfen – das hat Hans Fiedler als seine 
Verantwortung und Pflicht verstanden. Wobei für ihn die soziale Arbeit 
stets mehr war als bloße Pflichterfüllung: Sie war ihm ein Herzensanlie-
gen. So fand Hans Fiedler bereits 1949 den Weg zum damaligen Reichs-
bund, heute Sozialverband Deutschland. Selbst schwer kriegsbeschädigt 
scheute er nicht davor zurück, sich in den Dienst anderer Menschen zu 
stellen. Schon ein Jahr nach seinem Eintritt in die Organisation wurde 
er Vorsitzender des Ortsverbandes Querum. Nach dreijähriger Amtszeit 
als 2. Vorsitzender des Kreisverbandes Braunschweig-Stadt übernahm er 
von 1958 bis 1997 den 1. Vorsitz. Dem niedersächsischen Landesvorstand 
gehörte Hans Fiedler von 1962 bis 1999 an. Dabei hatte er von 1988 bis 
1995 das Amt des 2. Landesvorsitzenden inne, bis 1999 führte er die Ge-
schicke des Landesverbandes als 1. Vorsitzender. Neben der Arbeit für den 
Landesverband stand das Engagement auf Ebene des Bundesverbandes. 
Dem Bundesvorstand gehörte Hans Fiedler seit 1966 an, 1983 wurde er 
ins Präsidium berufen. 1990 übernahm er das Amt des 2. Bundesvorsit-
zenden, sieben Jahre später wurde er zum Präsidenten gewählt. 

Trotz dieser Vielzahl von Aufgaben und Verpflichtungen: Ins Rampen-
licht gedrängt hat Hans Fiedler sich nie. Aber er fühlte sich in der Ver-
antwortung, wenn er um Unterstützung gebeten wurde. Dabei stellte er 
stets die Sache über seine Person, hielt sich – wenn es möglich war – im 
Hintergrund. Ein weiteres zeichnete ihn aus: Auch als Präsident verlor er 
den Kontakt zur Basis nicht. Er kannte die Sorgen und Nöte der Mitglieder 
vor Ort aus langjähriger eigener Erfahrung und hatte stets ein offenes Ohr 
dafür – auch als Präsident war ihm seine Zeit nicht zu schade, sich auf 
einer Ortsverbandsversammlung um „seine“ Mitglieder zu kümmern. 

Auf Bundesebene wurden in der Zeit von Hans Fiedlers Präsidentschaft 
wichtige Weichen für die Zukunft des Verbandes gestellt. Im Rahmen des 
Umzugs der Bundesregierung nach Berlin beschloss die SoVD-Bundes-
versammlung, dass auch der Verband an seinen Gründungsort zurück-
kehrt. Im Jahr 2001 wurde mit dem Bau eines Verwaltungsgebäudes an 
historischer Stelle begonnen: am Rolandufer in Berlin-Mitte.  

Auch sozialpolitisch setzte der SoVD unter Hans Fiedler Akzente. Er-
innert sei hier an die Großdemonstration des Verbandes für eine gerechte 
Rentenpolitik in Berlin im Herbst 1999, bei der Hans Fiedler im Schatten 
des Brandenburger Tores vor mehr als 10000 Kundgebungsteilnehmern 
eine viel beachtete Rede hielt. Ein weiterer Erfolg war die Angleichung 
der Kriegsopfergrundrenten in den neuen Bundesländern, für die der Ver-
band jahrelang gestritten hat. Von der Politik immer wieder auf die lange 
Bank geschoben, fällten schließlich die Verfassungshüter in Karlsruhe das 
längst überfällige Urteil. Nach der Wende war die Situation in den neuen 
Bundesländern Hans Fiedler immer ein besonderes Anliegen gewesen. 
So war er Vorsitzender des verbandseigenen Ausschusses für die neuen 
Bundesländer und half tatkräftig mit, den Braunschweig nahe gelegenen 
Landesverband Sachsen-Anhalt aus der Taufe zu heben.

International hat Hans Fiedler den Verband u.a. im Verband ehemaliger 
Kriegsteilnehmer (WVF) vertreten und gute Kontakte zu Partnerverbänden 
in den unterschiedlichen Ländern unterhalten. Ihm gelang es kraft seiner 
Persönlichkeit, auch dort für Versöhnung und Verständigung zu werben, 
wo es nach den Kriegen Vorbehalte gegenüber Deutschland gab. 

Für seine ehrenamtliche Arbeit im Verband und außerhalb des Verban-
des wurde Hans Fiedler mehrfach ausgezeichnet. Erwähnt seien hier das 
Bundesverdienstkreuz am Bande, das Bundesverdienstkreuz 1. Klasse 
und das Große Verdienstkreuz des Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Als Hans Fiedler im Juni 2001 aus gesundheitlichen Gründen die Prä-
sidentschaft an Peter Vetter übergab, endete eine Ära im SoVD: Mit ihm 
ging der letzte Präsident aus den Reihen der Kriegsopfer. Nach seinem 
Rücktritt von der Spitze des Verbandes nahm er Aufgaben als Ehrenprä-
sident wahr.  Der Name Hans Fiedler lebt in der SoVD-Bundesgeschäfts-
stelle am Berliner Rolandufer fort. Das nach ihm benannte Gebäude wird 
die Erinnerung an diesen großen Mann des SoVD wach halten.

Trauer um Hans Fiedler

SoVD Sozialverband Deutschland e.V.
Der Bundesvorstand
Adolf Bauer, Präsident

Von 1990 bis 1997 war Hans Fiedler 2. Bundesvorsitzender, von 1997 
bis 2001 Präsident und anschließender Ehrenpräsident des Sozialver-
band Deutschland. Mit ihm verliert der SoVD – ehemals Reichsbund, 
dem er bereits seit 1949 angehörte, nicht nur einen Kämpfer für Rechte 
von Kriegsopfern und sozial Benachteiligten, sondern vor allem einen 
großartigen Menschen und Freund. Wir werden ihm stets ein ehrendes 
Andenken bewahren.

Der SoVD trauert um

Hans Fiedler
Träger des Großen Verdienstkreuzes der

Bundesrepublik Deutschland
* 5. Juni 1926          † 13. Februar 2008
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Mitglieder werben Mitglieder – 
ein mitgliederstarker Sozialverband erreicht mehr!

Beitrittserklärung
(Bitte in Blockschrift ausfüllen, Zutreffendes ankreuzen und per Post 

senden an: Sozialverband Deutschland e.V., Bundesverband,
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin)

Senden Sie mir die Mitgliederzeitung zu, durch:

Monatsbeitrag:

Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

Einzugsermächtigung:
Ich erkläre mich damit einverstanden, dass der Sozialverband Deutsch-
land die laufenden Beiträge an dem jeweiligen Fälligkeitstermin zu 
Lasten meines Kontos bis auf Widerruf abbucht.

Abruf:

Name

Straße

Telefon

Geburtsdatum

SoVD Ortsverband

Vorname

PLZ

Ort

E-Mail

Eintritt in den SoVD am

Ortsverband Postversand

Einzelbeitrag 5,00 Euro Partnerbeitrag 7,15 Euro

Familienbeitrag 9,00 Euro

1/4-jährlich 1/2-jährlich

jährlich

KontoinhaberIn

BLZ

ab

Konto

Geldinstitut

Der Sozialverband Deutschland hat für seine Mitglieder einen Grup-
penversicherungsvertrag abgeschlossen. Um die Vergünstigung des
Guppenversicherungsvertrages zu erhalten, bin ich damit einverstan-
den, dass hierfür mein Name, mein Geburtsjahr und die Anschrift an
den Versicherer weitergegeben werden.

nein ja

Ich bin einverstanden, dass mein Name, Geburts- und Eintrittsdatum in 
Publikationen des SoVD aus Anlass meines Geburtstages und der 
Dauer meiner Mitgliedschaft veröffentlicht werden.

nein ja

Ort, Datum

Unterschrift

Die Kündigung der Mitgliedschaft ist nur mit einer Frist von drei Monaten zum
Schluss eines Kalenderjahres möglich.

Geworben durch:

Name

Straße

PLZ, Ort

SoVD Ortsverband

Bitte ausfüllen bei Partner- oder
Familienbeitrag:

1 Name und Geburtsdatum

2 Name und Geburtsdatum

3 Name und Geburtsdatum

4 Name und Geburtsdatum

Unterschrift (Bei einer Partnermitgliedschaft Unterschrift des Partners)

Jeder kennt einen, der zu uns gehört!

Landesverband Bremen, Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, 
Sozialgericht Bremen

Gemeinsame Informationstagung

Von links: Heiko Pusch (Richter Landessozialgericht Niedersachsen-Bre-
men), Ilse Junge (Vorsitzende SoVD Bremen), Monika Paulat (Präsidentin 
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen), Marianne Saarholz (SoVD-
Vizepräsidentin), Renate Holst (Direktorin Sozialgericht Bremen), Stefan 
Jungeblut (Richter Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen), David 
Geduldig (Leiter der Rechtsabteilung, Versorgungsamt Bremen).

Am 30. Januar fand im Gehörlosenzentrum in Schwachhausen eine gemeinsame Fach- und Informationsta-
gung des SoVD-Landesverbandes  Bremen, des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen und des Sozial-
gerichts Bremen statt. Die Leitung lag bei der 1. Vorsitzenden des Landesverbandes Bremen, Ilse Junge. Den 
SoVD-Bundesverband vertrat die Vizepräsidentin Marianne Saarholz.

Monika Paulat (Präsidentin des 
Landessozialgerichts Niedersach-
sen-Bremen), Renate Holst (Direk-
torin des Sozialgerichts Bremen) 
und Ilse Junge drückten ihre große 
Freude über die gemeinsame Veran-
staltung aus. Diskutiert wurden die 
Themen „Zusammenlegung der Ver-
waltungs- und Sozialgerichtsbar-
keit“, „Einführung von Gerichtsge-
bühren“ sowie „Beteiligung ehren-
amtlicher Richterinnen und Rich-
ter“, „Nachteilsausgleich“ und „Das 
Verwaltungsverfahren aus rechtli-
cher und medizinischer Sicht“.  Ei-
ne ganz besondere Freude für den 
Landesverband Bremen war, dass 
SoVD-Vizepräsidentin Marianne 
Saarholz mit zu den Rednern auf 
dem Podium gehörte und so die Po-
sition des SoVD deutlich machen 
konnte. Auch der Leiter der Bun-
desrechtsabteilung beim SoVD-
Bundesverband, Holger Borner, war 
zu dieser Veranstaltung angereist.  

In den Referaten fanden Marianne 
Saarholz und Monika Paulat Kon-
sens in der Ablehnung der Zusam-
menlegung der Verwaltungs- und 
Sozialgerichtsbarkeit. Sie wird kei-
ne Kostenersparnis bringen, ebenso 
wenig wie eine von den Befürwor-
tern der Zusammenlegung erwarte-
te Effizienzsteigerung. SoVD-Vize-
präsidentin Saarholz wies entschie-
den darauf hin, dass es zu keiner 
Einschränkung des Rechtsschutzes 
der Bürgerinnen und Bürger kom-
men dürfe, deren Klage vor den So-

zialgerichten häufig ihre Existenz 
betreffen.

„Nach Auffassung des SoVD“, 
sagte Vizepräsidentin Marianne 
Saarholz, „würde die Einführung 
von Gerichtsgebühren eine unnöti-
ge Hemmschwelle für die Menschen 
bedeuten.“ Viele Mitglieder des 
SoVD könnten sich diese hohen Ge-
bühren nicht leisten. Sie sagte: „Es 
kann nicht sein, dass nur die Leu-
te ihr Recht bekommen, die genug 
Geld haben“ (lesen Sie mehr zum 
Thema Gebühren an Sozialgerich-
ten im Bericht auf Seite 7). 

Im Anschluss referierten Stefan 
Jungeblut, Richter am Landessozi-
algericht Niedersachsen-Bremen, 
zum Thema Nachteilsausgleich 
und David Geduldig, der Leiter der 
Rechtsabteilung des Versorgungs-
amtes Bremen, über das Verwal-
tungsverfahren aus rechtlicher und 
medizinischer Sicht. 

Am Ende der Veranstaltung be-
dankte sich die Landesvorsitzende 
Ilse Junge bei allen Teilnehmern und 
bei Heiko Pusch, Richter am Lan-
dessozialgericht, der die Veranstal-
tung moderierte.

Hinsehen statt Wegsehen:
Schlechte Pflege ist vermeidbar

Im Jahr 1997 schloss sich der SoVD mit dem Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA) und anderen Orga-
nisationen zu dem Bündnis „Aktion gegen Gewalt in der Pflege“ (AGP) zusammen. Seit Kurzem bietet das 
KDA nun eine Plattform im Internet an, die sich den damals formulierten Zielen verschrieben hat, Missstände 
in der Pflege nicht einfach hinzunehmen. Auf www.kritische-ereignisse.de können sich Pflegekräfte aus ganz 
Deutschland schnell und unkompliziert über alltägliche Probleme austauschen – zum Wohle der pflegebedürf-
tigen Menschen.

Was ist passiert? Eine demenz-
kranke, mobil eingeschränkte Be-
wohnerin steht auf, stürzt und zieht 
sich eine Fraktur zu. Auslöser: Die 
Pflegekraft brachte gerade eine an-
dere Bewohnerin zur Toilette – ins-
gesamt war sie für 16 Bewohner zu-
ständig. Umgang mit der Situation:
Die Pflegedienstleitung machte der 
Pflegekraft schwere Vorwürfe und 
forderte, künftig darauf zu ach-
ten, dass den Bewohnern zu deren 
Schutz Hüftprotektoren angelegt 
werden.

www.kritische-ereignisse.de
Dies ist beispielhaft ein Erfah-

rungsbericht, wie er sich zu verschie-
denen Themen in dem Berichts- und 
Lernsystem des Kuratoriums Deut-
sche Altershilfe (KDA) im Internet 
findet. „Aus kritischen Ereignissen 
lernen“ ist der Name dieses erst 
wenige Monate alten Portals und 
gleichzeitig auch die Adresse, un-
ter der man es online findet: www.
kritische-ereignisse.de. So einfach 
die Idee ist, so effektiv ist die Umset-
zung. Deutschlandweit können sich 
professionell Pflegende austauschen 
und voneinander lernen.

Fehler passieren – leider auch in der 
Pflege von Menschen. Viel zu häu-
fig werden diese verschwiegen und 

zulasten der Pflegebedürftigen als 
eben unvermeidbar hingenommen. 
Niemand, der täglich mit Menschen 
arbeitet, sie pflegt und betreut, will 
ihnen wissentlich Schaden zufügen. 
Wie belastend viele Situationen aus 
der Pflegepraxis auch für Beschäf-
tigte sind, zeigt sich in hunderten 
von Kommentaren, die zu den Be-
richten des Lernportals abgegeben 
wurden. 

Erstickungsgefahr
„Eine erste Analyse hat ergeben, 

dass die eingereichten Berichte im-
mer drei Kategorien zugeordnet 
werden können: der Pflegefachlich-
keit, rechtlichen sowie ethischen As-
pekten“, erklärt Projektleiter Heiko 
Fillibeck. Anhand eines aktuellen 
Beispiels verdeutlicht er seine Aus-
sage: Eine Praktikantin beobachtet, 
wie ein Pfleger einer Bewohnerin mit 
neurologisch bedingten Schluckstö-
rungen beim Anreichen des Essens 
die Nase zuhält, damit sie die pas-
sierte Nahrung schneller schluckt. 
Er fordert die Praktikantin dazu 
auf, dies ebenfalls so zu tun. 

„Anhand dieses Berichts sieht man 
erstens ganz klar, dass hier fachlich 
falsch gehandelt wurde, weil die 
Bewohnerin der Gefahr ausgesetzt 
wurde, Nahrung zu aspirieren“, er-

klärt Fillibeck. „Zweitens: Nicht nur 
die gewaltsame Verabreichung der 
Nahrung, sondern auch die mögli-
chen Folgen wie Erstickungsanfälle 
oder eine Lungenentzündung kön-
nen den Pfleger rechtlich belangbar 
machen.“ Drittens sei die Haltung, 
die der Pfleger an den Tag gelegt 
habe, nämlich Zeitdruck auf Kos-
ten der Bewohnerin auszubügeln, 
mit den ethischen Aspekten des Al-
tenpflegeberufes unvereinbar, so der 
KDA-Referent für Pflegepraxis. 

Expertenrat
Was den Wert des Portals aus-

macht, ist jedoch nicht allein die 
Möglichkeit des Austausches der 
Pflegekräfte untereinander. Viele 
der dort veröffentlichten Probleme 
aus der Praxis werden in einer Stel-
lungnahme von Pflegeexperten auf-
gegriffen. Sie beschreiben die ethi-
schen Gesichtspunkte und gehen 
auf die rechtlichen Konsequenzen 
ein. Zudem weisen sie auf pflege-
rische Interventionsmöglichkeiten 
hin. In Bezug auf das geschilderte 
Beispiel etwa könne das Kauen und 
Schlucken der Bewohnerin dadurch 
angeregt werden, dass ihr nicht die 
gesamte Mahlzeit passiert ange-
reicht wird. Nachzulesen ist aber 

Berichts- und Lernsystem im Internet

Fortsetzung auf Seite 5
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dass Menschen, die aufgrund von 
Behinderung oder Krankheit auf 
Prothesen oder andere Hilfsmittel 
angewiesen sind, mit gebrauchtem 
und minderwertigem Material abge-
speist werden.“

Das Schicksal der Betroffenen sei 
ohnehin schon schwer genug, ihnen 
das Leben durch Schlamperei noch 
weiter zu erschweren, sei schlicht-
weg unmenschlich: „Hier zeigt 
sich einmal mehr, dass aus Grün-
den der Profitmaximierung einige 
Leistungsanbieter vor nichts mehr 
zurückschrecken. Die Bedürfnisse 
und Rechte jedes einzelnen be-
hinderten Menschen treten mehr 
und mehr in den Hintergrund. Der 

für Meißners Beschwernisse in „be-
trächtlichen technischen Mängeln 
der Prothesen. Diese führen zu erheb-
licher Unsicherheit beim Gehen, da 
die Seitenstabilität aufgehoben ist.“ 
Als Hauptfehler identifizierte das 
Gutachten gebrauchte Statikteile.

Roland Meißner, der gerne wieder 
arbeiten würde, aufgrund seiner 
Prothesenprobleme allerdings auf 
das Arbeitslosengeld II angewie-
sen ist, ist beileibe kein Einzelfall. 
Bei einer IKK-Kontrolle von Pro-
thesen, die bis zu 2500 Euro kosten 
sollten, erwiesen sich 7 von 14 als 
fehlerhaft – unter anderem war ein 
Verbindungsteil, das aus Titan sein 
sollte, verrostet.

Für Sven Picker, Vorsitzen-
der des SoVD-Landesverbandes 
Schleswig-Holstein und des So-
zialpolitischen Ausschusses auf 
Bundesebene, sind solche Zustän-
de untragbar: „Es ist skandalös, 

Unverzichtbar ist die flächende-
ckende Schaffung von verlässlichen 
und qualitativ hochwertigen sowie 
barrierefreien Betreuungs- und Bil-
dungseinrichtungen für Kinder ab 
dem ersten Lebensjahr. Für Mütter 
und Väter mit Behinderungen ist ein 
gesetzlicher Anspruch auf Leistun-
gen zur Unterstützung behinderter 

Eltern bei der Betreuung und Versor-
gung ihrer Kinder (Elternassistenz) 
zu verankern. Auch pflegende Ange-
hörige brauchen die Rückendeckung 
ihrer Arbeitgeber und einen gesetzli-
chen Anspruch auf eine Pflegezeit. 

Pflegende Angehörige: Pflegen-
den Angehörigen müssen darüber 
hinaus gut erreichbare Unterstüt-
zungs- und Beratungsangebote zur 
Verfügung stehen. Für pflegende An-
gehörige von Pflegebedürftigen mit 
hohem Pflegebedarf muss mindes-
tens ein halber pflegefreier Tag pro 
Woche sowie eine Rehabilitations-

Erwerbstätigkeit: Geringfügige 
Beschäftigungsverhältnisse werden 
in erster Linie von Frauen wahrge-
nommen. Dies birgt die Gefahr, dass 
Generationen von Frauen im Alter 
auf eine Grundsicherung angewiesen 
sein werden. Abgaben- und steuer-
begünstigte Beschäftigungsformen 
(z.B. Mini- und Midijobs) sind wieder 
deutlich einzuschränken. Die Arbeit 
in typischen Frauenbranchen, wie 
im Bereich der Dienstleistungen und 
sozialen Berufe muss aufgewertet 
werden. Für eine bessere berufliche 
Teilhabe von behinderten Frauen be-
darf es umfassender Barrierefreiheit 
und einer gezielten Förderung, z.B. 
durch bessere Beratungsangebote  
für behinderte Frauen oder die tat-
sächliche Umsetzung der Vorgaben 
des SGB IX durch die Leistungsträ-
ger.

Vereinbarkeit von Erwerbstä-
tigkeit und Familie: Männer und 
Frauen müssen Familien- und Er-
ziehungsarbeit gleichberechtigt und 
partnerschaftlich wahrnehmen kön-
nen. Das zum 1. Januar 2007 einge-
führte Elterngeld muss für Frauen 
und Familien, die kein oder nur ein 
geringes Einkommen haben oder 
keine Betreuung sicherstellen kön-
nen, im zweiten Lebensjahr des Kin-
des bedarfsgerecht ergänzt werden. 

Das neue Frauenpolitische Programm 
des SoVD

Druckfrisch liegt nun das neue Frauenpolitische Programm des SoVD vor. Das Programm formuliert die 
aktuellen Positionen des SoVD zur Verwirklichung der Rechte von Frauen mit und ohne Behinderungen. Der 
Fokus richtet sich dabei auf die unterschiedlichen Lebensabschnitte wie Bildung, Erwerbstätigkeit, Gesundheit 
und Pflege sowie auf unsere sozialen Sicherungssysteme.

Die Bedeutung der Frauen- und 
Gleichstellungspolitik wird – gera-
de heute wieder – von vielen unter-
schätzt. Noch werden allzu häufig 
die Benachteiligungen und Dis-
kriminierungen übersehen, denen 
Frauen täglich auch in Deutsch-
land ausgesetzt sind. So wurden 
beispielsweise in den letzten Jahren 
Gleichstellungsämter geschlossen, 
Mittel für Frauenhäuser oder Qua-
lifizierungsmaßnahmen gestrichen, 
das zunehmende Armutsrisiko Al-
leinerziehender und die Entgeltdis-
kriminierung von Frauen hingenom-
men oder Prostitution und Sexis-
mus bagatellisiert. Der Umbau der 
sozialen Sicherungssysteme fordert 
Gleichstellungs- und Frauenpolitik 
neu heraus.

Im Folgenden habe ich einige der 
wichtigsten Positionen aus dem 
Frauenpolitischen Programm für Sie 
zusammengefasst:

Bildung: Alle Kinder und Ju-
gendlichen müssen eine möglichst 
individuelle und geschlechtersen-
sible Förderung entsprechend ihrer 
Fähigkeiten und Talente erhalten 
und eine Ausbildung absolvieren. 
Bildung muss auch die Grundlagen 
für eine Erweiterung des Berufs-
spektrums und eine Verbesserung 
der Berufsorientierung von Mäd-
chen legen. Eltern von Kindern mit 
Förderbedarf ist ein durchsetzbarer 
Rechtsanspruch auf einen Platz in 
einem Regelkindergarten bzw. einer 
Regelschule einzuräumen.

Von Edda Schliepack,
Sprecherin der Frauen 

des SoVD-Bundesverbandes

Frauen im
SoVD

Das Thema

maßnahme sichergestellt werden. 
Die Rentenversicherungsansprüche 
während der Pflegetätigkeit sind zu 
verbessern.

Frauengesundheit: Die Frauen 
im SoVD fordern einen verantwor-
tungsvolleren Umgang mit frei ver-
käuflichen, Abhängigkeit fördern-
den Medikamenten. Die Prävention 
frauenspezifischer Erkrankungen 
sowie eine qualitätsgesicherte Früh-
erkennung, z.B. von Brustkrebs, sind 
weiter zu verbessern. 

Rente: In der gesetzlichen Renten-
versicherung müssen Mindestsiche-
rungselemente eingeführt werden, 
auf die nicht andere Leistungen an-
gerechnet werden dürfen. Zumindest 
drei der ersten Berufsjahre vor dem 
25. Lebensjahr sollten wieder pau-
schal höher bewertet werden. Kinder-
erziehungszeiten sind für alle Kinder 
unabhängig vom Geburtsdatum, also 
auch für Geburten vor 1992, vollfle-
xibel anzuerkennen. Die Hinterblie-
benenrente schützt viele Frauen auch 
heute vor Altersarmut, sodass jede 
Einschränkung bei den Hinterblie-
benenrenten abzulehnen ist.

Arbeitslosigkeit: Die Anrechnung 
des Partnereinkommens bei der 
Grundsicherung muss verringert 
werden. Oftmals fallen Frauen, die 
in einer Bedarfsgemeinschaft leben 

aus dem Leistungsbezug. Die ei-
genständige Sicherung bei Arbeits-
losigkeit ist voranzustellen. Die im 
Arbeitsförderungsrecht vorhande-
nen gesetzlichen Möglichkeiten zur 
Unterstützung des Wiedereinstiegs 
von Berufsrückkehrerinnen und 
Frauen, die Kinder erziehen oder 
Pflege leisten, sind auszuschöpfen.  
Für langzeitarbeitslose behinderte 
Frauen beinhaltet dies auch die Si-
cherstellung der Teilhabeleistungen 
des SGB III und des SGB IX.

Mit ihren Positionen treten die 
Frauen im SoVD für eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Frauen und 
Männern ein. Siehe dazu auch den 
Blickpunkt zum Internationalen 
Frauentag auf Seite 1. 

Das vollständige Frauenpoliti-
sche Programm können Sie über die 
SoVD-Bundesgeschäftsstelle, Abt. 
Versand, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin, beziehen. Das Programm ist 
kostenfrei, Sie zahlen nur das Porto. 
Ihrer Bestellung legen Sie bitte unbe-
dingt einen mit 85 Cent frankierten 
und mit Ihrer Postanschrift versehe-
nen DIN C5 Briefumschlag bei. Im 
Internet können Sie das Programm 
unter www.sovd.de, Link Broschü-
ren, als pdf-Datei herunterladen.

Skandalöse Praktiken bei der
Heil- und Hilfsmittelversorgung

„Made in Germany“: Dieses Markenzeichen stand einmal 
in der ganzen Welt für Zuverlässigkeit, außergewöhnliche 
Qualität und Haltbarkeit von Produkten aller Art. Für viele 
Bereiche mag das immer noch gelten, bei der Herstellung 
von Heil- und Hilfsmitteln sind allerdings erhebliche Zwei-
fel angebracht. 

In der letzten Zeit häufen sich 
die Meldungen über Prothesen, die 
erhebliche technische Mängel auf-
weisen und aus minderwertigem 
Material gefertigt sind. Der Grund: 
Es werden gebrauchte Teile einge-
setzt.

Welche Folgen der „Prothesen-
Schmu“ für die Betroffenen haben 
kann, zeigt exemplarisch der Fall von 
Ronald Meißner aus Braunschweig. 
Dem 43-Jährigen wurde vor vier 
Jahren nach einem Motorradunfall 
der linke Unterschenkel amputiert. 
Seitdem war er bei drei verschiede-

nen Sanitätshäusern 
auf der Suche nach 
einer funktionsfähi-
gen Prothese – bis-
her leider vergeblich. 
Ein Ersatzbein nach 
dem anderen ver-
sagte seinen Dienst. 
Sie wackelten oder 
bereiteten zu große 
Schmerzen.

Laut eines Gutach-
tens, das die Innungs-
krankenkasse Niedersachsen (IKK) 
in Auftrag gab, liegen die Gründe 

Meldungen über fehlerhafte Prothesen häufen sich

Sven Picker, selbst beinamputiert: „Hilfsmittel 
müssen den behinderten Menschen helfen und 
dürfen ihre Lebensqualität nicht einschränken 
oder gar ihre Gesundheit gefährden.“

Der Leiter der Orthopädie an der Uni-Klinik Kiel, Dr. Joachim Hassen-
pflug, engagiert sich für eine Dokumentationsstelle.

Mensch wird nur noch als Kos-
tenfaktor gesehen. Menschen sind 
aber keine Autos oder andere Ge-
brauchsgegenstände, denen man 
nach Gutdünken gebrauchte Teile 
einsetzen kann.“

Ebenso wie viele Experten, so zum 
Beispiel der Direktor der Orthopä-
dischen Uni-Klinik Kiel, Prof. Joa-
chim Hassenpflug, fordert Picker ein 
nationales Prothesenregister: „Eine 
solches Dokumentationsstelle, in 
der alle Operationen und Behand-
lungen sowie alle Prothesen mit den 
entsprechenden Teilen erfasst wer-
den, würde am ehesten die Möglich-
keit bieten, die schwarzen Schafe in 
der Branche zu entlarven.“

Hinsehen statt Wegsehen...
auch, dass die Pflegeorganisation 
so angepasst werden sollte, dass der 
Bewohnerin ausreichend Zeit zum 
Essen bleibt. Der Expertenrat macht 
deutlich, dass eine solche Form der 
Nahrungszufuhr menschenunwür-
dig ist und nichts mit würdevoller 
Pflege zu tun hat.

Pflegewissen transportieren
Die Begleitung der Plattform 

durch Experten aus dem Pflegebe-
reich stellt sicher, dass keine Fehlin-
formationen verbreitet werden, wie 
dies etwa in allgemeinen Internetfo-
ren geschehen kann. Kritische Ereig-
nisse aus dem Pflegealltag werden 
nicht emotionalisiert, sondern auf 
einer fachlichen Ebene diskutiert. 
Das ist wichtig für den Lerneffekt 
und die Qualitätsentwicklung der 
Altenpflege insgesamt.

Zivilcourage in der Pflege
Der Sozialverband Deutschland 

hat sich in den letzten Jahren im 
Rahmen der AGP vehement für ei-
ne Verbesserung der Pflegequalität 

Fortsetzung von Seite 4

eingesetzt – das KDA-Forum ist 
hierfür ein wichtiger Schritt. Miss-
stände werden offengelegt und der 
einzelnen Pflege(fach)kraft wird 
gezeigt, wie sie darauf reagieren 
kann. Die Stärke des Projektes liegt 
in seiner Anonymität: Durch sie ist 
ausgeschlossen, dass auf einzelne 
Pflegende von Kollegen oder Arbeit-
gebern Druck ausgeübt wird. Nie-
mand muss Angst vor dem Verlust 
des Jobs haben, wenn er auf Miss-
stände in der Pflege hinweist.

Schon jetzt werden die in dem 
Portal geschilderten Fälle von in-
teressierten Pflegediensten auch 
zur eigenen Fortbildung genutzt. In 
gemeinsamer Runde stellt man sich 
dabei unter Kollegen vor allem eine 
Frage: Kann das in unserer Einrich-
tung so auch passieren? Unabhängig 
davon, wie die Antwort ausfällt, hat 
sich eine wichtige Erkenntnis be-
reits durchgesetzt: Man muss nicht 
jeden Fehler erst selbst begehen, um 
daraus zu lernen.



Seite 6 SOZIAL POLITIK / AUS DEM VERBAND Nr. 3 / März 2008

5a. BSG-Senat: Kürzungen bei
Erwerbsminderungsrenten zulässig

Am 29. Januar 2008 hat der 5a. Senat des Bundessozialgerichtes erstmals seit der Entscheidung des 4. Senats 
des BSG vom 16. Mai 2006 zum Thema Abschläge bei Erwerbsminderungsrenten verhandelt (AZ: B 5a/5 R 32/07 
R, B 5a R 88/07 R, B 5a R 98/07 R). Wie in der letzten Ausgabe der SoVD-Zeitung angekündigt, veröffentlichen 
wir im Folgenden die Ergebnisse der Verhandlung.

Die Richter des 5a. Senats ha-
ben deutlich gemacht, dass sie die 
Rechtsauffassung des 4. Senats 
nicht teilen, wonach Abschläge bei 
Erwerbsminderungsrenten, die vor 
Vollendung des 60. Lebensjahres 
in Anspruch genommen werden, 
rechtlich unzulässig sind. Die in-
soweit maßgebliche Vorschrift in 
§ 77 SGB VI sei als Berechnungsre-
gelung zu verstehen, bei der es nicht 
auf das tatsächliche Erreichen des 
60. Lebensjahres ankomme.

Auch ein Verfassungsverstoß sei 
nicht zu erkennen, weshalb die ge-
nerelle Kürzung bei Erwerbsmin-
derungsrenten wie auch bei Hinter-
bliebenenrenten nicht unzulässig 
sei, weder im Hinblick auf Art. 14 
GG (Eigentumsschutz) noch im Hin-

blick auf den Gleichheitssatz des 
Art. 3 GG.

Der 5a. Senat des BSG hat in den 
drei verhandelten Fällen – darunter 
ein Musterverfahren des SoVD zum 
Thema Hinterbliebenenrente – je-
doch noch keine Urteile erlassen, 
sondern zunächst beim 13. Senat 
angefragt, ob er an der Rechtsauf-
fassung des 4. Senats festhalte. So-
wohl der 5a. Senat als auch der 13. 
Senat sind die für Rentenangelegen-
heiten zuständigen Nachfolgesenate 
des 4. Senats, dessen Zuständigkeit 
sich mittlerweile geändert hat. Aus 
diesem Grunde muss geklärt wer-
den, ob eine einheitliche Rechtsauf-
fassung bei den betroffenen Senaten 
herrscht oder nicht. Sollte dies nicht 
der Fall sein, muss der sogenannte 

Große Senat beim BSG angerufen 
werden.

Solange noch keine abschließen-
de Entscheidung des Bundessozial-
gerichts zum Thema Abschläge bei 
Erwerbsminderungsrenten ergan-
gen ist, sollten alle Betroffenen zu-
nächst weiter abwarten. Erst wenn 
ein schriftliches Urteil in einem 
Musterverfahren des SoVD vorliegt, 
kann anhand der Entscheidungs-
gründe festgestellt werden, ob eine 
hiergegen gerichtete Verfassungs-
beschwerde Erfolg versprechend 
ist. Selbstverständlich werden wir 
die Mitglieder über den weiteren 
Verlauf regelmäßig informieren, so-
wohl in der SoVD-Zeitung als auch 
auf unserer Internetseite (www.
sovd.de). hb

5a. Senat des Bundessozialgerichtes (BSG) widerspricht dem 4. Senat

Eine EU-Studie aus jüngster Zeit 
untermauert, was der Sozialverband 
Deutschland schon seit langem be-
klagt: Behinderte Menschen – ganz 
besonders solche mit höherer Qua-
lifizierung – haben auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt nach wie vor 
schlechte Chancen. Wie die Zeitung 
„Frankfurter Rundschau“ im Fe-
bruar unter Berufung auf eine ak-
tuelle EU-Studie berichtete, belegt 
Deutschland in einem europäischen 
Vergleich mit 18 anderen Ländern 
den viertschlechtesten Platz bei be-
hinderten Jobsuchenden mit einem 
höheren Abschluss. Von allen hoch 
qualifizierten Behinderten erhiel-
ten 17 Prozent weniger eine Stelle 
hierzulande als bei den Nichtbehin-
derten.

„Das Problem liegt primär in den 
Köpfen vieler Arbeitgeber. Dass be-
hinderte Menschen leistungsfähig, 
engagiert und kreativ sein können, 
haben sie nie hautnah erlebt“, sagte 
Karin Evers-Meyer (SPD), Bundes-
beauftragte für Behinderte in Be-
zug auf die Studie. Wer langfristig 
etwas bewegen wolle, fügte sie hin-
zu, der müsse sich für eine gemein-
same Schulbildung behinderter und 
nichtbehinderter Kinder einsetzen. 
Dort finde frühe Integration statt.

Für den Sozialverband Deutsch-
land ist die berufliche Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen eines 
der ganz großen sozialpolitischen 
Themen. Gemeinsam mit anderen 

„Apothekenpreise – nein Danke“
Schlecker verkauft Medikamente

Arbeitsmarkt für
Behinderte weiterhin
äußerst schwierig

Über das Internet kann man schon jetzt Medikamente zu günstigeren Preisen bestellen. Im Februar wollte auch 
die Drogeriekette Schlecker in den Handel mit Arzneimitteln einsteigen. Wegen rechtlicher Probleme wurde 
der Start auf den März verschoben. Steht also schon bald die Packung mit dem Aspirin im Regal zwischen der 
Zahncréme und dem Toilettenpapier?

„Im Februar geht es los!“ So wur-
de der Unternehmenschef Anton 
Schlecker im vergangenen Monat 
in den Medien zitiert. Nach einer 
Eilklage musste der Einstieg in den 
Medikamentenverkauf jedoch ver-
schoben werden. Unter dem Motto 
„Apothekenpreise – nein Danke“ 
sollen die Kunden nun im März frei 
verkäufliche Arzneimittel bei Schle-
cker bestellen können. Die Betonung 

bei dem neuen Geschäftszweig liegt 
auf dem Wort bestellen. 

Auswahl per Katalog 
In den Schleckermärkten selbst 

findet keine Beratung und kein di-
rekter Verkauf statt. Medikamente 
können online, schriftlich oder te-
lefonisch geordert werden. Hierfür 
wird den Kunden ein Katalog zur 
Verfügung gestellt, der 600 Präpa-
rate auflistet. Ist ein Rezept erfor-
derlich, muss dieses gemeinsam mit 
der Bestellung eingesandt werden. 
Innerhalb von 48 Stunden werden 
die benötigten Arzneimittel dann 
nach Hause geliefert.

Billiges aus Holland
Schlecker verspricht eine Erspar-

nis von bis zu 45 Prozent. So würde 
eine Packung Aspirin beispielsweise 
für 2,99 Euro angeboten, während 
die Preisempfehlung des Herstellers 
bei 4,97 Euro liege.

Der Drogerie-Riese, der mehr 
als 10 000 Läden in 
Deutschland be-
treibt, kooperiert mit 
der niederländischen 
Versandapotheke Vi-
talsana – selbst ein 
Tochterunternehmen 
von Schlecker. Kon-
kurrent „dm“ bietet 
seit August vergan-
genen Jahres bereits 
einen vergleichbaren 
Service in seinen Fi-
lialen in Nordrhein-
Westfalen an. Part-
ner ist ebenfallls eine 
Versandapotheke in 
den Niederlanden.
Apothekenmonopol 

gesichert
Ob „dm“ oder 

Schlecker – Kunden 
brauchen in jedem 
Fall Zeit. Nach ihrer 
Bestellung müssen 
sie auf ihre benötig-
ten Präparate zwei 
bis drei Tage warten. 
Für die verschnupfte 

Laufkundschaft, die mal eben einen 
Hustensaft oder ein Nasenspray be-
nötigt, lohnt sich der Aufwand also 
kaum. Chronisch kranken Menschen 
jedoch, die ihren Medikamentenbe-
darf einschätzen können, können 
durchaus sparen.

Wer neben seinem spontanen Be-
darf auch Wert auf Beratung legt, 
dem bleibt auch künftig der Weg in 
die gute alte Apotheke nicht erspart. 
Deren Monopol im persönlichen Ver-
kauf von Medikamenten ist zunächst 
nicht in Gefahr. Mit der Anpassung 
an das EU-Recht sind jedoch auch 
hier Änderungen möglich. Das muss 
– gerade was die bisher sprichwörtli-
chen Apothekenpreise angeht – nicht 
zwangsläufig zum Nachteil des Ver-
brauchers sein. Nicht selten bereitet 
diesem nämlich das Einlösen der 
ärztlichen Verschreibung spätes-
tens an der Kasse zusätzliche Kopf-
schmerzen. Gute Besserung!

Großangriff auf den Arzneimittelmarkt

Neue EU-Studie belegt:

Die „gute alte Zeit“ ist längst vorbei: Apotheken 
fungieren heute als moderne Unternehmen.

✁
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Anzeige

Die Reichsbund Wohnungsbau, eine Gesellschaft des Sozialverband 
Deutschland, firmiert seit dem 25. Februar 2008 unter dem Namen „me-
ravis Wohnungsbau- und Immobilien GmbH“. „Damit geben wir un-
serem Leistungsspektrum einen neuen Namen und wollen ein Zeichen 
für die verstärkte unternehmerische Neuausrichtung von einem traditi-
onsreichen Wohnungsunternehmen zu einer dienstleistungsorientierten 
Wohnungs- und Immobiliengesellschaft setzen“, sagte Matthias Herter, 
Geschäftsführer des Unternehmens, im Rahmen eines großen Festaktes 
in der Landesbühne Hannover. 

Die neue Unternehmensmarke „meravis“ setzt sich zusammen aus 
den drei Worten „Mensch“, „Raum“, „Vision“. „Mensch“ und „Raum“ 
seien, so Herter, verbindende Elemente aller Immobilienaktivitäten und 
schlössen damit auch die Geschäftsfelder der Wohnungswirtschaft ein. 
Mit dem Wort „Vision“ werde die Zukunftsorientierung des Unterneh-
mens herausgestellt. 

Während des Festaktes – es waren 350 Gäste aus Politik und Wirt-
schaft geladen – wurde auch die Verlegung des Firmensitzes der me-
ravis Wohnungsbau- und Immobilien GmbH bekannt gegeben. Dieser 
befindet sich nun in einem modernisierten Bürogebäude in Hannovers 
Südstadt.

Großer Festakt mit eigens komponierter Umzugs-Revue „Von Leh-
mann zu Krause“ in der Landesbühne Hannover. Inmitten der Dar-
steller:  meravis-Geschäftsführer Matthias Herter (3. von li.).

Reichsbund Wohnungsbau

Neuer Name
und Firmensitz

Verbänden gründete der SoVD im 
Oktober 2005 das Aktionsbünd-
nis für die berufliche Teilhabe. Im 
Herbst 2006 gab das Aktionsbünd-
nis unter Federführung des SoVD 
ein Positionspapier mit dem Titel 
„Berufliche Teilhabe für Menschen 
mit Behinderungen sichern“ heraus. 
Dieser Handlungsauftrag enthält 
Kernforderungen an Politik und 
Wirtschaft, unter anderem: 

Die politischen Entscheidungs-
träger, die Träger der beruflichen 
Rehabilitation bzw. alle am Reha-
bilitationsgeschehen Beteiligten 
sind aufgerufen, sich dafür ein-
zusetzen, dass gesetzgeberischer 
Anspruch und seine Umsetzung in 
die Praxis der beruflichen Rehabi-
litation im Einklang stehen.
Die Bundesregierung und das 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales müssen dafür Sor-
ge tragen, dass die erreichte hohe 
Qualität der beruflichen Rehabili-
tation nicht zurückgedreht wird.
Private und öffentliche Arbeitge-
ber in Deutschland sind gezielt und 
wirksam auf ihre Verantwortung 
für Ausbildung und Beschäfti-
gung Behinderter anzusprechen.
Rehabilitationsträger müssen ge-
rade in Zeiten schwerwiegender 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt-
probleme die qualifizierten Bil-
dungsangebote der Berufsförde-
rungs- und Berufsbildungswerke 
nutzen.

Foto: eyelab / photocase
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SoVD-Kampagne Gut tun – tut gut
„Gut tun macht Schule“

Die Aktion „Gut tun macht Schule“ ist das Herzstück der Kampagne 
Gut tun – tut gut in diesem Jahr. Der SoVD willl damit die Idee Gutes 
zu tun, in die Schulen tragen. Dabei gibt es vielfältige Möglichkeiten für 
SoVD-Mitglieder aktiv zu werden und Patenschaften zwischen Schulen 
und Altersheimen zu initiieren. Das kann eine einmalige Aktion sein, bei 
der Schüler einer Grundschulklasse in einem Altersheim ein Theaterstück 
aufführen, das sie an der Schule einstudiert haben. Auch der Auftritt des 
Schulchors oder des Schulorchesters in einem Altersheim macht alten Men-
schen eine große Freude und verschafft den jungen Künstlern eine wertvolle 
Bühnenerfahrung. Wenn sich aus diesem ersten Kontakt eine dauerhafte 
Zusammenarbeit zwischen einer Schule und einem Altersheim entwickelt 
– um so besser. 

Eine weitere Idee für ein langfristig angelegtes Projekt ist die Gründung 
einer Arbeitsgemeinschaft von Schülern, die regelmäßig alte Menschen im 
Pflegeheim besuchen (siehe auch Artikel „Lehrerin baut Projekt auf: Schü-
lerbesuche im Altersheim“). Schülerinnen und Schüler helfen einmal pro 
Woche in einem Heim bei einem Bastelnachmittag oder lesen alten Men-
schen etwas vor. 

Auch eine Reihe von SoVD-Ortsverbänden haben schon positive Er-
fahrungen mit generationenübergreifendem Engagement gemacht. Jutta 
Schefski aus dem brandenburgischen Rathenau hat zum Beispiel organi-
siert, dass Viertklässler einer Grundschule im Altersheim mit den Senioren 
singen. „Das kommt gut an“, so ihre Erfahrung. Auch der niedersächsische 
Botschafter Hans-Peter de Vries hat erlebt, dass ein Lehrer ihn fragte, ob er 
Kontakt zu einem Altersheim herstellen könne. Botschafter de Vries vermit-
telte, dass die 7. und 8. Klasse im Rahmen des Gemeinschaftskunde-Unter-
richts ein Altersheim besuchen konnte.  Eine weitere Idee hat Kampagnen-
Botschafter Lothar Dufke entwickelt: Rentnerinnen und Rentner können 
Schulen ihr ehrenamtliches Engagement anbieten und bei Schulaktivitäten 
helfen oder einzelne Schüler bei ihren Hausaufgaben betreuen.  

SoVD-Mitglieder, die sich an der Aktion „Gut tun macht Schule“ beteili-
gen möchten, können beim Kampagnenteam Materialien anfordern, u.a. ei-
nen Musterbrief, mit dem sie sich direkt an die Schulen und Lehrerinnen und 
Lehrer wenden können.  Kampagnen-Botschafter, Kreis- oder Ortsverbände 
können Kontakt zwischen Schulen und Altersheimen vermitteln und die 
Projekte begleiten. Die Aktion „Gut tun macht Schule“ startet nach Ostern 
und wird bis zum Ende des Jahres laufen. Die SoVD-Zeitung wird über 
die entstandenen Projekte berichten. Wir freuen uns, wenn Sie Ihre Fotos 
und Berichte an das Kampagnenteam schicken (Adresse: SoVD-Bundesge-
schäftsstelle, Kampagnenteam, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin).

Nähere Auskünfte und Informationen erhalten Sie auch an unserer Kam-
pagnenhotline bei Bettina Keller unter Tel.: 030/72 62 22-199, dienstags bis 
donnerstags von 11 bis 16 Uhr, oder per E-Mail unter kampagne@sovd.de. 

Herzlichst Ihr Kampagnenteam

Hartmut Marx ist einer der 
Botschafter des Landesverbandes 
Baden-Württemberg. Für Marx 
umfasst die Arbeit des SoVD auch 
den Dienst am Nächs-
ten. „Dort helfen, wo 
es notwendig ist“, ist 
für ihn ein wichtiges 
Motto, die Kampagne 
Gut tun – tut gut zu 
unterstützen. 

Hartmut Marx 
war acht Jahre als 
G e s c h ä f t s f ü h re r 
des Metro Konzerns 
(Kaufhof) in ver-
schiedenen Städten 
tätig. Er musste 1993 
aus gesundheitlichen 
Gründen seinen Be-
ruf aufgeben. 

Marx ist aus Über-
zeugung, anderen Menschen, 
kranken oder behinderten Men-
schen helfen zu können, in den 
SoVD eingetreten. Seit 1995 ist er 
Vorsitzender des Ortsverbandes 
Mannheim-Feudenheim. Von 1999 
bis 2007 übte er das Amt des Lan-
desschatzmeisters aus, von 2003 
bis 2007 war er Bundesrevisor. Im 
vergangenen Jahr wurde er zum 1. 
Landesvorsitzenden gewählt. Seit 
der Bundesverbandstagung 2007 
ist er Präsidiumsmitglied. 

Hartmut Marx war außerdem 
noch als ehrenamtlicher Sozial-
richter tätig und ist Ehrenmitglied 
im Deutschen Jugendbund Steu-
ben e.V..

Marx kennt die Basis des Ver-

bandes sehr gut und weiß, was die 
Menschen bewegt. „In den vielen 
Ortsverbänden ist die ehrenamtliche 
Arbeit eine Selbstverständlichkeit 

und mitmenschliche 
Hilfe wird groß ge-
schrieben. Konkret vor 
Ort helfen unsere vielen 
Mitglieder in den Orts- 
und Kreisverbänden 
anderen Menschen und 
zeigen damit, dass So-
lidarität und Gemein-
schaft Kennzeichen des 
SoVD ist“, so der Kam-
pagnen-Botschafter. 
Die Hilfe reiche von Be-
suchen und Vorlesen in 
Altersheimen, Spazie-
rengehen mit kranken 
und hilfebedürftigen 
Menschen über Unter-

stützung in Haushalten für diejeni-
gen, die alleine nicht zurecht kom-
men, und einem kostenlosen Verleih 
von Rollatoren und Gehhilfen. Die 
Kampagne bietet eine Vielzahl an 
Gut tun-Tipps, die jeder Interessierte 
nach seinen Möglichkeiten umsetzen 
kann. Schon mit kleinen Dingen, die 
nicht viel Zeit kosten, kann viel be-
wirkt werden. Hartmut Marx hofft, 
dass noch mehr Menschen zum Mit-
machen bewegt werden können und 
viele auf diese Weise die Arbeit des 
SoVD kennenlernen werden.

Fragen zur Kampagne in Baden-
Württemberg beantwortet Hartmut 
Marx gern. Er ist in der Landesge-
schäftsstelle zu erreichen unter Tel.: 
0621/8414172.

„Dort helfen, 
wo es notwendig ist“

Hartmut Marx, Bot-
schafter des Landes-
verbandes Baden-
Württemberg

Nordic Walking tut gut
Mit einer sportlichen Aktion be-

teiligte sich die nordrhein-west-
fälische Behindertenbeauftragte 
Angelika Gemkow an der Initiati-
ve „10000 gute Taten für Deutsch-
land“, die im Rahmen der Kampag-
ne Gut tun – tut gut stattfindet. Sie 
lud 15 behinderte Menschen zu ei-
ner zweistündigen Nordic Walking 
Tour ein. „So kann ich etwas Nütz-
liches und Schönes mit meinem 
Hobby verbinden“, sagte sie. Den 
Teilnehmern der Bodelschwing-
schen Anstalten Bethel machte das 
Nordic Walking Spaß. Angelika 
Winkler, 2. Vorsitzende des SoVD-
Nordrhein-Westfalen, war auch 
mit von der Partie: „Mit den guten 
Taten wollen wir noch mehr Men-
schen anregen, etwas Schönes für 
andere Menschen zu tun.“

Aus den Kreis- und Ortsverbänden
Gutes tun die Ortsverbände 

Obenstrohe und Burgdorf in Nie-
dersachsen. Mit Spiel, Spaß und Be-
köstigung hat sich der Ortsverband 
Obenstrohe im Januar bei Kindern 
und Betreuern vom Kinderhof Wehde 
für eine Aufführung der Weihnachts-
geschichte anlässlich der Adventsfei-
er des Ortsverbandes im Dezember 
bedankt. Der Vorsitzende Rolf Schus-

ter organisierte einen Nachmittag in 
der Spielscheune „Kids-King“ in Ol-
denburg. Die Kinder sind aus unter-
schiedlichen sozialen Hintergründen 
vom Jugendamt an die Einrichtung 
Wehde vermittelt worden. Die Fami-
lie Krumnov bietet diesen Kindern 
seit vielen Jahren mit viel Hingabe, 
Liebe, Zuneigung und gegenseitigem 
Respekt eine neue Familie, in der sich 

die Kinder wohl fühlen. Der Kin-
derhof Wehde in Neuenburgerfeld 
ist eine stationäre Einrichtung der 
freien Jugendhilfe. 

Sein 60-jähriges Bestehen feier-
te der Ortsverband Burgdorf. Der 
Ortsverband spendete an diesen 
Tag 400 Euro für die Prinzenhorn-
schule für lernbehinderte Kinder 
in Burgdorf.

Brigitte Thomas, Kampagnen-
Botschafterin des Landesverbandes 
Niedersachsen, nutzte beim Neu-
jahrsempfang der Stadt Sehnde die 
Gelegenheit und überreichte Bun-
desministerin Dr. Ursula von der 
Leyen einen Gutschein für eine gute 
Tat. Die Familienministerin, die in 
der Bundesregierung auch für ehren-
amtliches Engagement zuständig ist, 

Foto: Reinhard Elbracht

Angelika Gemkow, Landesbehindertenbeauftragte von NRW (3. von re.), 
„walkte“ mit behinderten Menschen. Mit dabei war Angelika Winkler, 
2. Vorsitzende des Landesverbandes NRW (2. von re.). 

Familienministerin Dr. Ursula von 
der Leyen (re.) mit Kampagnen-
Botschafterin Brigitte Thomas

Ministerin Ursula von der Leyen 
tut Gutes

war sehr angetan von der Idee. Von 
der Leyen selbst engagiert sich in der 
St. Pankratius-Gemeinde im nieder-
sächsischen Burgdorf. Dort hat sie 
die Schirmherrschaft für Aktionen 
unter dem Motto „Nächstenliebe 
kennt kein Alter“ übernommen.

Beate Koch unterrichtet Physik 
und Mathematik an einer hessischen 
Gesamtschule. Aber die 51-jährige 
Lehrerin bringt ihren Schülern mehr 
bei als den Umgang mit Formeln und 
Zahlen. Vor vier Jahren hat sie eine 
Arbeitsgemeinschaft von Schülern 
ins Leben gerufen, die regelmäßig 
Senioren im Altersheim besuchen. 
Die 14 Schülerinnen und Schüler im 
Alter zwischen zwölf und 15 Jahren 
gehen regelmäßig einmal die Woche 
ins Altersheim und beteiligen sich 
an Bastelnachmittagen, lesen alten 
Menschen etwas vor oder gehen mit 
ihnen spazieren. Davon profitieren 
sowohl die alten Menschen als auch 
die Schüler. „Die alten Menschen blü-
hen in Gesellschaft der Schüler auf“, 
stellt Beate Koch fest. Und die Schü-
lerinnen und Schüler machen die 
Erfahrung, dass sie jemand Freude 
bereiten und gebraucht werden. Sie 
lernen auch Ausdauer und Verläss-
lichkeit. Einen vereinbarten Besuch 
müssen sie einhalten, denn sonst 
wären die alten Menschen zurecht 
enttäuscht. „Das ist soziales Lernen 
– ganz praktisch“, sagt Beate Koch. 
Gerade schwächere Schüler würden 
in ihrem Selbstbewusstsein gestärkt. 
Und so mancher finde auf diesem We-
ge einen „Ersatzopa“ oder eine „Er-
satzoma“.  Für ihr Engagement wird 
den Jugendlichen auch Anerkennung 
zuteil. Wer ein Jahr lang dabei bleibt, 
erhält eine Urkunde des Landes Hes-

sen, die den ehrenamtlichen Einsatz 
bestätigt. Für einen Schüler erwies 
sich das sogar als Pluspunkt bei der 
Suche nach einer Lehrstelle: er be-
kam den Zuschlag auch wegen sei-
nes sozialen Engagements. Ein großer 
Erfolg war, dass das Schüler-Projekt 
mit dem Altenhilfe-Preis 2005 ausge-
zeichnet wurde. 

Worauf kommt es an, damit ein sol-
ches Projekt erfolgreich läuft? Beate 
Koch berichtet von ihren Erfahrun-
gen: „Eine gute Zusammenarbeit von 
Altersheim und Schule ist wichtig.“ 
Man braucht einen oder besser noch 
zwei feste Ansprechpartner im Alters-

heim, die den Überblick über die 
Besuche der Schüler haben. Auch 
die Rückendeckung der Schullei-
tung ist wichtig. Und nicht zuletzt 
muss der projektverantwortliche 
Lehrer die Schüler betreuen, denn 
die brauchen eine Möglichkeit, 
sich über ihre Erfahrungen aus-
zutauschen. „Ich mache das aus 
Enthusiasmus“, sagt Beate Koch. 
Inzwischen ist sie an einer ande-
ren Gesamtschule in Hessen tätig. 
Und sie ist gerade dabei, ein neues 
Projekt aufzubauen getreu ihrem 
Motto „Jung braucht Alt und Alt 
braucht Jung.“ dw

Lehrerin baut Projekt auf:
Schülerbesuche im Altersheim

Kaffeepause: Beate Koch (hinten) mit ihren Schülern im Altenheim.
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Männer sind Gesundheitsmuffel
Ein Gesundheitsreport der Deutschen Angestellten-Krankenkasse (DAK) mit Daten aus dem Jahr 2007 lässt 

keinen Zweifel: Männer leben riskanter als Frauen und kümmern sich wesentlich weniger um ihre Gesundheit. 
Nicht zuletzt deswegen sterben sie im Durchschnitt über fünf Jahre früher.

„Männer bringen lieber ihr Auto 
zum TÜV als sich selbst zur Vorsor-
ge anzumelden“, mit diesen Wor-
ten bringt Prof. Herbert Rebscher, 
Vorsitzender des Vorstandes der 
DAK, das Verhalten vieler Männer 
bezüglich ihrer Gesundheit auf den 
Punkt. Die Daten, die die Kranken-
kasse im Jahr 2007 erhoben hat und 
die im Februar der Öffentlichkeit 
vorgestellt wurden, geben seiner 
Einschätzung recht. Sie zeigen: Nur 
jeder fünfte Mann geht zum zwei-
jährlichen Gesundheitscheck (von 
den Frauen nimmt jede zweite teil). 
Die jährliche Krebsvorsorge besucht 
nur jeder vierte Mann.

Die Auswertung der Krankschrei-
bungen von mehr als 2,6 Millionen 
erwerbstätigen DAK-Mitgliedern, 
ergänzt durch eine repräsentative 
Umfrage unter Männern, brachte 
auch weitere alarmierende Tatsa-

chen ans Licht. So sterben beispiels-
weise an Lungenkrebs und alko-
holbedingten Lebererkrankungen 
doppelt so viele Männer wie Frauen. 
Schuld hieran ist nach Auffassung 
von Experten das typisch männliche 
Rollenbild, das man mit den Worten 
„Indianer kennen keinen Schmerz“ 
umschreiben kann. Eine Folge da-
von sei, dass Männer unter Stress 
sehr häufig zu Alkohol und Ziga-
retten greifen würden.

Dass Männer zunehmend unter 
Stress leiden, zeigt die Zahl der 
Fehltage wegen psychischer Er-
krankungen (siehe untenstehende 
Grafik). Die Zahl der Arbeitsun-
fähigkeits-Tage (AU-Tage) ist hier 
bei Männern im Vergleich zum Jahr 
2000 um 18,4 Prozent gestiegen. 
Wichtigste Einzeldiagnose: Depres-
sion. Wobei gerade hier von einer 
hohen Dunkelziffer auszugehen sei, 

da Männer dazu neigen, depressive 
Symptome nicht wahrzunehmen, sie 
zu bagatellisieren oder gar zu ver-
leugnen.

Einen Lichtblick in Sachen Män-
nergesundheit gibt es aber glückli-
cherweise: Laut DAK setzt bei den 
Männern allmählich ein Bewusst-
seinswandel ein. Das belege die 
repräsentative Umfrage der DAK. 
Demnach wird beruflicher Erfolg 
nicht mehr als alleiniger Schlüssel 
zum Wohlbefinden angesehen – er 
belegt in der Befragung nur Platz 
neun (54 Prozent). Für 87 Prozent 
ist die geistige Leistungsfähigkeit 
der ausschlaggebende Faktor für 
Gesundheit und Wohlergehen, dicht 
gefolgt von Energie und Lebensfreu-
de (81 Prozent) sowie Familie und 
Partnerschaft (76 bzw. 75 Prozent).

Diese Auffassung schlägt sich laut 
eigener Aussage auch in einer gesun-

den Lebensge-
staltung nieder: 
87 Prozent der 
Männer treiben 
aktiv Sport oder 
gehen Spazie-
ren, zwei Drittel 
achten auf eine 
gesunde Balan-
ce von Job und 
P r i v a t l e b e n . 
Lediglich beim 
Thema Vorsor-
ge sind Männer 
immer noch im 
Rückstand. So 
sind zwar die 
empfohlenen 
ärztlichen Vor-
sorgeuntersu-
chungen wie 
der „Check-up 
35“ mehr als 80 
Prozent ein Be-
griff, aber nur 
die Hälfte hat 
bisher daran 
teilgenommen.

DAK-Gesundheitsreport

Krankschreibungen wegen psychischer Erkrankungen haben bei Männern in den vergangenen 
Jahren stark zugenommen – bei insgesamt sinkenden Fehltagen.

Ausgenommen von der Kennzeich-
nungspflicht mit Umweltplaketten 
und von Fahrverboten sind laut  
Bundesministerium für Umwelt, 

Fahrverbote in Umweltzonen

Ausnahmeregelung für Menschen mit 
schweren Behinderungen

Viele Städte und Kommunen haben im Kampf gegen die Belastung durch Feinstaub sogenannte Umweltzonen 
eingerichtet. In die Stadtzentren einfahren dürfen nur noch relativ „saubere“ Autos mit einer Umweltplakette. 
Abgassünder ohne Plakette müssen draußen bleiben.

Keine Regel ohne Ausnahme: Fahrzeuge von Schwerbehinderten sind von 
den Fahrverboten in Umweltzonen ausgenommen.

Naturschutz und Reaktorsicherheit 
„Kraftfahrzeuge, mit denen Perso-
nen fahren oder gefahren werden, 
die außergewöhnlich gehbehindert, 

hilflos oder blind sind und dies durch 
die nach § 3, Abs.1, Nr. 1 bis 3 der 
Schwerbehindertenverordnung im 
Schwerbehindertenausweis einge-
tragenen Merkzeichen aG, H, oder 
Bl nachweisen können.“ Dieser 
Personenkreis muss keine Ausnah-
megenehmigung beantragen, der 
Schwerbehindertenausweis oder 
der EU-Parkausweis reicht als Le-
gitimation aus. 

In Berlin sind auch Schwerbehin-
derte mit dem Merkzeichen „G“ im 
Ausweis oder mit einem EU-Park-
ausweis für Gleichgestellte von der 
Kennzeichnungspflicht befreit. Sie 
müssen allerdings bei den zustän-
digen Stellen eine Ausnahmege-
nehmigung beantragen. Ob auch 
andere Städte solche oder ähnli-
che Ausnahmeregelungen gewäh-
ren, müssen Betroffene vor Ort bei 
den Verkehrsbehörden erfragen. In 
der Regel kann man sich auch über 
die städtischen Internetportale 
informieren.

Foto: Silz / ddp

Am 12. Februar trat zum ersten Mal der neu berufene Sozialpolitische 
Ausschuss des Bundesvorstandes in Berlin zusammen. Die Mitglieder 
des Ausschusses beraten den Bundesvorstand in allen wichtigen sozi-
alpolitischen Angelegenheiten und Entscheidungen.

Der Vorsitzende des Sozialpolitischen Ausschusses, Sven Picker, be-
grüßte die Mitglieder und stellte fest, dass der SoVD in Anbetracht 
aktueller Reformen vor großen sozialpolitischen Herausforderungen 
steht. Auch Präsident Adolf Bauer betonte die Bedeutung des Sozial-
politischen Ausschusses für die Vorbereitung von sozialpolitischen Stel-
lungnahmen und Initiativen der Organisation.

In seiner ersten Sitzung befasste sich der Ausschuss schwerpunkt-
mäßig mit Fragen der Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung. 
Darüber hinaus wurden Probleme der Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen ebenso besprochen wie die Entwicklung am Ar-
beitsmarkt. Der Ausschuss befürwortete noch einmal die Sozialstaats-
initiative, die der SoVD gemeinsam mit der Volkssolidarität in diesem 
Jahr unter dem Motto SOZIALABBAU STOPPEN! – SOZIALSTAAT 
STÄRKEN! gestartet hat. Die Mitglieder waren sich einig, dass durch-
greifende Anstrengungen erforderlich sind, um Solidarität und soziale 
Gerechtigkeit in unserer Gesellschaft zu verwirklichen.

Erste Sitzung des Sozialpolitischen Ausschusses unter dem Vorsitz 
von Sven Picker (stehend, 5. von links) in Berlin.

Konstituierende Sitzung
des Sozialpolitischen

Ausschusses

Foto: Baars

Gegen die Arbeitsmarktreform 
Hartz IV werden die Sozialgerich-
te mit einer Klagewelle überflutet 
(siehe SoVD-Zeitung Januar und 
Februar 2008). Die Sozialgerichte 
hatten daher angeregt, die Verfah-
ren zu vereinfachen und teilweise zu 
verkürzen. 

Nach dem Sozialgerichtsände-
rungsgesetz, das der Bundestag am 
21. Februar verabschiedete, wird 
der Schwellenwert für Betroffene 
angehoben, die Berufung einlegen 
möchten. 

SoVD-Vizepräsidentin Marianne 
Saarholz kritisiert, dass bei Klagen 
an Sozialgerichten eine Berufung 
künftig nur noch ab einem Streit-
wert von 750 Euro möglich ist. Das 
werde vor allem Hartz-IV-Empfän-
ger treffen, da es bei diesen Verfah-
ren oft um relativ niedrige Summen 
gehe, die aber für den Einzelnen von 
großer Bedeutung seien.

Mit dem Sozialgerichtsänderungs-
gesetz wird der Schwellenwert von 
derzeit 500 auf 750 Euro hochge-
setzt. „Damit wird der Rechtsschutz 
vor den Sozialgerichten ausgerech-
net für die Menschen ausgehöhlt, die 
auf Sozialleistungen existentiell an-
gewiesen sind. Bei einem Streitwert 
unter 750 Euro ist es künftig nicht 
mehr möglich, eine Entscheidung 
der ersten Instanz vor dem Lan-
dessozialgericht überprüfen zu las-
sen“, so Marianne Saarholz. Davon 
ausgenommen seien grundsätzliche 

Fragen.
Es sei ein falsches Signal, dass 

die Entlastung der Sozialgerichte 
in diesem Punkt den Rechtsschutz 
der Kläger beschneide. 

Die Große Koalition gehe mit die-
ser Entscheidung über das mehrheit-
liche Votum der Sachverständigen in 
der Anhörung hinweg, die vor einer 
zu hohen Hürde gewarnt hatten. Es 
sei außerdem unverständlich, dass 
nun für Sozialgerichtsverfahren ein 
höherer Schwellenwert gelte als für 
zivilrechtliche Verfahren. Hier liege 
der Schwellenwert bei 600 Euro.

Positiv merkt die Vizepräsiden-
tin Marianne Saarholz an, dass sich 
CDU und SPD bei den parlamen-
tarischen Beratungen klar gegen 
die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Zusammenlegung von Sozial- und 
Verwaltungsgerichten ausgespro-
chen haben.

Sozialgerichtsänderungsgesetz im Bundestag 
verabschiedet

SoVD-Vizepräsidentin
Marianne Saarholz

SoVD kritisiert eingeschränkte 
Berufungsmöglichkeit bei 
Sozialgerichtsklagen 



✃✃✃
Beruf des Fahrzeugrestaurators zu 
etablieren. Um Aufmerksamkeit

auf der Messe zu erlangen, hatten 
sie Teams die Gelegenheit geboten, 

Seifenkisten zu bauen.
Kreativität und Eigen-
verantwortlichkeit war
gefragt. Die Herstel-
lung sollte innerhalb
von drei Tagen unter
den Augen der Mes-
sebesucher erfolgen.
Eine Arbeit mit Metall
und Holz, das ließen
sich die Ausbilder des
Berufsbildungswerkes
Bremen nicht entgehen.
Eine Teilnahmemög-
lichkeit wurde durch
den Ausbildungsleiter 
aufgetan. Zwei Auszu-
bildende des Metallbe-
reiches und zwei Holz-
bearbeiter gingen mit
an den Start. Mit Spaß
an der Sache zeigten 
sie ihr handwerkli-
ches Können. Die Sei-
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Anzeige

Horst Kuschel, Ehrenvorsit-
zender des SoVD-Landesver-rr
bandes Bayern, wird am 23.März
80 Jahre alt.

Horst Kuschel gehört dem
SoVD seit 1962 an, er war und ist
im Verband in den verschieden-
sten Funktionen tätig, z.B. als
bayerischer Landesvorsitzender
oder auf Bundesebene als Bun-
desvorstandsmitglied (1995 bis
2003) und als Mitglied des Sozi-
alpolitischen Ausschusses, dem er
von 1987 bis 2007 angehörte: (von
1996 bis zum vergangenen Jahr als 
stellvertretender Vorsitzender).

Horst Kuschels sozialpolitische
Kompetenz war und ist auch au-
ßerhalb des SoVD geschätzt. Als
Vorsitzender der AOK-Vertre-
terversammlung (1968 bis 1995),
als ehrenamtlicher Richter am
bayerischen Landessozialgericht
(1968 bis 1997) und Bundesso-
zialgericht hat er diese immer
wieder unter Beweis gestellt.
Ausgezeichnet wurde er für sein
außerordentliches Engagement 
auf sozialpolitischem und -recht-
lichem Gebiet unter anderem mit
dem Bundesverdienstkreuz.

Personalien

Diese hat sich zum Ziel gesetzt, 
den heute noch nicht anerkannten

Das SoVD-Berufsbildungswerk Bremen (BBW) in der Öffentlichkeit (Teil 1)

Auszubildende des BBW auf der
Bremen Classic Motorshow

In lockerer Reihenfolge stellen wir in den folgenden Monaten das SoVD-Berufsbildungswerk Bremen vor. Im
ersten Teil unserer Serie berichten wir über die Bremen Classic Motorshow, die Anfang Februar in den Messe-
hallen Bremen stattfand. Auszubildende des Berufsbildungswerkes waren mit dabei. Sie beteiligten sich an einer
Aktion der Aus- und Weiterbildungseinrichtung „Yourmove“.

Die Auszubildenden Metallbearbeiter Eugen Rudi (li.) und Timo Blankemeyer mit fertig
gebauter Seifenkiste auf der Bremen Classic Motorshow.

fenkiste mit dem Aufdruck Berufs-
bildungswerk Bremen konnte sich 
sehen lassen. Nachdem sie auch die
Fahrtauglich-
keit im Rennen 
bewiesen hatten, 
präsentierten sie 
sich mit strah-
lenden Gesich-
tern bei der Sie-
gerehrung. Die erworbenen Pokale
stehen inzwischen in der  Werkstatt. 
„Das hat Spaß gemacht“, berichtet
Timo Blankemeyer, Metallbearbei-
ter im ersten Ausbildungsjahr. „Mit 
den Teams kamen wir supergut klar.“ 
Für ihn selbst gab es in den Tagen 
noch eine besondere Begegnung. Er 

Mit dem Bekanntheitsgrad des Berufsbildungswerkes wach-
sen die Chancen der Absolventen auf dem Arbeitsmarkt. Eine 
hervorragende Gelegenheit sich zu präsentieren und potenzielle 
Arbeitgeber zu treffen, sind Messen und Fachausstellungen. Bei
Fachdemonstrationen und Serviceleistungen erleben Messebesu-
cher die Fähigkeiten der Auszubildenden. Sie begegnen freund-
lichen und kompetenten jungen Menschen und erhalten so die
Möglichkeit, Vorurteile abzubauen. Nicht die Behinderung steht
im Vordergrund, sondern die berufliche Kompetenz. „Die Prä-
sentation auf ausgewählten Messen ist für uns eine Chance, die
wir nicht ungenutzt verstreichen lassen“, so Rüdiger Berenthal, 
Ausbildungsleiter im Berufsbildungswerk Bremen. Ziel der Aus-
bildungseinrichtung ist die Teilhabe der Auszubildenden. Für 
den Ausbildungsleiter Berenthal bedeutet das, alle Wege zu be-
schreiten, die den Erfolg der Absolventen auf dem Arbeitsmarkt 
unterstützen.

hatte bei seiner Arbeit einen Vertre-
ter der Dinosaurier-Werkzeug Tra-
ding GmbH aus Hamburg kennen-

gelernt. „Der hat 
mir gesagt, ich 
soll mich melden, 
wenn ich mit der 
Lehre fertig bin“, 
berichtete Timo 
B l a n k e m e y e r 

und zeigt stolz eine Visitenkarte. Das 
Angebot will er wahrnehmen, denn, 
dort glaubt er, seine Fähigkeiten in 
der Metallbearbeitung umsetzen
zu können. Timo Blankemeyer ist
überzeugt, mit der Ausbildung zum 
Metallbearbeiter hat er seinen Beruf 
gefunden.

Hohe Strompreise: Wer mit
überlegt, den Anbieter zu wech-
seln, kann sich die jeweiligen 
Sparmöglichkeiten unter www.
stromvergleich.de ausrechnen
oder unter Tel.: 0800/8080890
(kostenfrei) erfragen.

Die Serie in der
SoVD-Zeitung
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Apotheker Dr. Robert Schmidt rät

Nachthemden als Lagerungshilfe 
verwendet werden.

Auch der Konsum von Alko-
hol und Rauchen begünstigt das 
Schnarchen. Denn Alkohol führt
zu einer Erschlaffung der Gau-
menmuskulatur, und der Rauch 
trocknet den Rachen aus. Bei
leichten Schnarchproblemen kön-
nen Sprays mit ätherischen Ölen 
angewendet werden. Diese Öle 
festigen das Rachengewebe und 
verhindern so das Verschließen des
Rachens und mindern das Schnar-rr
chen. Auch Nasensprays können 
die Atmung verbessern, sollten 
aber nicht länger als eine Woche 
verwendet werden. Sekretlösende
Arzneien auf pflanzlicher Basis
können ebenfalls unterstützend
angewendet werden.

Welches Präparat für Sie geeignet
ist, besprechend Sie bitte mit Ihrem
Apotheker. Ich wünsche Ihnen eine
schöne Osterzeit, und bleiben Sie 
gesund!

GESUNDHEIT / UNTERHALTUNG

Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.
Das Lösungswort zum Gewinnen wertvoller Buchpreise bitte einsenden an: SoVD-Bundesgeschäftsstelle,

Stichwort: Kreuzworträtsel, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de.
Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!

Um eines von 3 Büchern zu gewinnen, senden Sie eine Postkar-rr
te mit den gesuchten, eingekreisten Zahlen (in der Reihenfolge von
oben nach unten) an: SoVD-Bundesgeschäftsstelle, Stichwort: SoVD-
Sudoku, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an:
redaktion@sovd.de. Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.

Auch wenn man nicht die großen
und sensiblen Löffel eines Oster-rr
hasen hat – das nächtliche Schnar-rr
chen des Partners kann eine echte
Belastung sein. Die zum Teil sehr
lauten Schnarchgeräusche entste-
hen beim Einatmen und Luftholen,
wenn Zunge und Gaumensegel den
Rachen verschließen. Dies wird von
den Betroffenen nicht bemerkt, stört 
aber den eigenen und den Schlaf 
anderer, mit der Folge nachhaltiger
Gesundheitsbeeinträchtigungen.

Bei starken Problemen in Ver-rr
bindung mit Atemaussetzern oder 
wenn als Auslöser Allergien, eine
gekrümmte Nasenscheidewand
oder starkes Übergewicht in Be-
tracht kommen, muss ein Arzt
konsultiert werden. Denn weite-
re Erkrankungen wie z. B. Blut-
hochdruck, Herzversagen oder ein
Schlaganfall können die Folge vom
Schnarchen sein. Auch Schwangere
und kleine Kinder, die ohne erkenn-
baren Grund wie eine Erkältung
schnarchen, müssen zum Arzt.

Die Ursachenforschung steht 
am Anfang der Problemlösung.
Die Schlafposition sollte als erstes
verändert werden. Die Rückenlage
begünstigt das Schnarchen, aber
eine stabile Seitenlage ermöglicht 
der Person schnarchfreies Schla-
fen. Sie ist aber nicht ganz bequem
und wird nachts wieder verändert.
Um das Drehen des Patienten auf
den Rücken zu vermeiden, kön-
nen Rucksäcke oder präparierte

Gegen das Schnarchen
helfen kleine Tricks

Das SoVD-Sudoku

Im Februar fragten wir: „Fallende Aktien, Panik an den Börsen. Ha-
ben Sie Angst, dass Deutschland in die Rezession rutscht?“ Von denjeni-
gen, die sich an der Abstimmung beteiligt haben, stimmten 73 Prozent mit
„Ja“. Die restlichen 27 Prozent hatten keine Angst vor einer Rezession.

Die Frage des Monats März: Steuerfahnder spüren prominenten Per-
sonen nach, die ihr Vermögen ins Ausland gebracht haben. Glauben Sie,
dass es beim Ahnden von Steuerhinterziehung gerecht zugeht?

Besuchen Sie zum Abstimmen unsere Homepage (www.sovd.de). Dort
haben Sie auch die Möglichkeit, eine eigene Antwort zu formulieren
bzw. Ihre abgegebene Meinung zu ergänzen. Die Redaktion wertet alle
eingehenden Antworten aus und bemüht sich, diese – ggf. gekürzt – in
ihre Berichterstattung einfließen zu lassen. Ein Anspruch auf Veröffent-
lichung im Internet oder in der SoVD-Zeitung besteht jedoch nicht.

Die Frage des Monats März
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Die Gewinner/-innen vom Februar

Gerhard Potts, 26892 Dörpen; Dorothea Holtgreve, 49593 Bersenbrück; Peter Messmer, 76359 Marxzell.
Kreuzworträtsel

Sudoku
Anna Lingscheid, 42929 Wermelskirchen; Heinpeter Brandt, 21444 Vierhöfen; Nora Hoppe, 24340 Eckernförde.

Die Gewinner/-innen werden in der SoVD-Zeitung und im Internet veröffentlicht.

Mit steigenden Temperaturen im 
Frühling verschlimmern sich bei Pa-
tienten mit Krampfadern, Besenrei-
sern, schweren oder geschwollenen
Beinen die Beschwerden. Jetzt wird es
Zeit, die Beinmuskulatur zu stärken. 
Denn eine gekräftigte Muskelvenen-
pumpe unterstützt die Venen dabei,
das Blut von den Beinen entgegen der 
Schwerkraft zum Herzen zurück zu
transportieren. Die Deutsche Venen-
Liga e.V. gibt Betroffenen Frühlings-
tipps für zu Hause und unterwegs.

1. Gehen Sie so viel wie möglich 
spazieren, aber bewusst. Setzen Sie 
dabei Ihre Füße gezielt zuerst mit der
Ferse auf und rollen elastisch über die 
Fußsohle bis zu den Zehenspitzen. 2. 
Verzichten Sie auf Aufzug und Roll-
treppe, gehen Sie zu Fuß. 3. Ernähren 
Sie sich gesund, denn Übergewicht
ist Gift für die Venen. Essen Sie der
Jahreszeit entsprechend viel Gemü-
se, Salat, Obst und Vollwertproduk-
te. 4. Kreisen Sie beim langen Sitzen 
am Schreibtisch immer wieder mit
den Füßen und wippen Sie auf und
ab, mindestens 10 x pro Stunde. 5. 
Stellen Sie sich beim langen Stehen 
häufig auf die Zehenspitzen, auf und 
ab, mindestens 10 x pro Stunde. 6. 
Gehen Sie mal wieder Schwimmen. 
Die natürliche Kompression des Was-
serdrucks unterstützt Ihr Venensys-
tem. 7. Legen Sie abends Ihre Beine
so oft wie möglich hoch, beim Fern-
sehen, beim Lesen, usw. 8. Gönnen
Sie Ihren Beinen nach der morgend-
lichen Dusche ein paar kalte Güsse, 
das regt die Durchblutung enorm an. 
Weitere Tipps zum Vorbeugen gibt es 

in der Venenfibel, die kostenlos be-
stellt werden kann. Bei anhaltenden
Beschwerden sollten Sie aber einen 
Venenspezialisten (Phlebologen) 
aufsuchen. Anschriften bundesweit 

gibt es bei der Deutschen Venen-
Liga e.V., Hauptgeschäftsstelle, Son-
nenstr. 6, 56864 Bad Bertrich, Tel.: 
02674/1448, gebührenfrei unter Tel.: 
0800/4443335, www.venenliga.de

Frühlingstipps für Ihre Venen
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Gesucht und gefunden in der Zeitung des Sozialverband Deutschland
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Prospektversand
gegen 3 Euro in 
Briefmarken!

GAMMA-Fahrzeuge
SV4 · Elmespöten 10 · 59602 Rüthen

Elektromobile · Treppenlifte · Badelifte

Tel.-kostenl. 0800-3273270 Gratisprospekt

www.abeg-treppenlift-gmbh.de

Antworten auf
Chiffre-Anzeigen
unter Angabe der

Chiffre-Nr. an:

Anzeigen-Verwaltung
U. Struckmeyer
Postfach 12 66

27723 Worpswede

U. Struckmeyer

Postfach 12 66 · D-27723 Worpswede

Tel.: 0 47 92/22 16 · Fax: 0 47 92/35 30

E-Mail: u.struckmeyer@t-online.de

Anzeigenverwaltung

SoVDZei tung

IN RUHE GESUCHT,
DAS BESTE GEFUNDEN,

IN DER SOVD-ZEITUNG!

An- und Verkaufsanzeigen
Keine Reiseanzeigen – Keine gewerblichen Anzeigen
An die Zeitung des SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND
(SoVD), Anzeigenverwaltung U. Struckmeyer,
Postfach 12 66, 27723 Worpswede

Die nachstehende Anzeige veröffentlichen Sie bitte unter
„An- und Verkaufsanzeigen“ (keine „Reise-Gewerblichen An-
zeigen“), pro Zeile 5,95 Euro incl. 19% MwSt.
Anzeigenannahmeschluß: Am 3. des Vormonats.
Vor- und Zuname

Straße und Nr.

PLZ Wohnort

Ich ermächtige die ZEITUNG DES SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND (SoVD)-An-
zeigenverwaltung U. Struckmeyer, die Insertionskosten von meinem Konto 
abbuchen zu lassen. Die Bezahlung Ihrer Anzeige kann nur durch Abbuchung oder
Vorkasse (Scheck) erfolgen.

Bank/Postscheckamt in:

Bankleitzahl

Konto-Nr.

Datum Unterschrift

Der Text meiner Anzeige: Ausgabe

Mindestgröße 2 Zeilen = 11,90 Euro     incl. 19% MwSt.

3 Zeilen = 17,85 Euro     incl. 19% MwSt.

4 Zeilen = 23,80 Euro     incl. 19% MwSt.

5 Zeilen = 29,75 Euro     incl. 19% MwSt.
je weitere Zeile = 25,95 Euro     incl. 19% MwSt.

Kleinanzeigen in Fließsatzausführung, 1spaltig in 3 mm Grundschrift. Bis zu 3 Wörtern am
Anfang fett, sonst keine Hervorhebung oder Umrandung. Pro Zeile bis maximal 38 Buchsta-
ben bzw. Zeichen einschließlich der erforderlichen Zwischenräume. Nur allgemein gebräuch-
liche Abkürzungen möglich. Chiffregebühr 5,35 Euro pro Anzeige incl. MwSt.

Hörgerät/Oticon, unbenutzt, Neupreis
2.100,- , VB 390,- 0 50 71/16 58

Priv. kauft Briefmarken, Einzelteil + Samm-
lungen, Bund, Berlin, DDR, Deutsches Reich +
Nebengebiete 0 64 55/415

E-Rollstuhl, faltbar, guter Zustand, 
von Privat zu verkaufen. VB 2.500,- 

Infos: 0175/8 72 23 75

Sie 69, 163 groß sucht einen lieben Partner, er
sollte nicht älter als 72 Jahre sein. Möglichst
im Raum Cloppenburg, Oldenburg sowie 
Bremen und Umgebung. Chiffre 2013

Bin 38/164/68 NR, NT, Handwerker, häus-
lich, suche einfache Sie ohne Anhang, Behin-
derung kein Hindernis, Raum KH/Bin/Ingelh.
u. Umgebung Chiffre 2014

Berlin: Medizinische Massagen/Haus besuche
030/3 23 65 49 oder  0163/159 50 33

Natur & Kultur-Führungen in Kalkar
w w w . n i e d e r r h e i n - n a t o u r e n . d e

ETW in Bochum – modern, hell, schick, m. Parkblick
Top renov. - 2 Zi/KDB - 66m2 Wfl., dazu 29m2 sonnige Dach-
terr. und Balkon - weißes Bad m. Fenster - 6. Etg. m. Aufzug
- Bj. 1976 - ideale Verkehrsanbindung - 93.500,–
- mgl. Tiefgrgplatz 6.500,– - 02 34/2940 84

E-Mobil bzw. E-Rollstuhl, guter Zustand je VB 1.000,–
Anlieferung mögl. 0 51 08/92 54 96

Vom 1. bis 4. Mai wird im Rahmen des diesjährigen Bundesjugend-
treffens in Berlin wieder eine Bundesjugendkonferenz veranstaltet. Auf 
dieser werden unter anderem die auf den Landesjugendkonferenzen 
verabschiedeten Anträge beraten und beschlossen. Zudem werden 
derzeit vakante Positionen des Bundesjugendvorstandes nachgewählt. 
Namentlich sind dies Nachwahlen bezüglich des Beisitzes im Bundes-
jugendvorstand sowie Revisionsposten. Darüber hinaus soll aber natür-
lich auch der Spaß nicht zu kurz kommen: Neben einem umfassenden 
Kulturprogramm wird natürlich auch DJ Jan den Anwesenden wieder 
einheizen.

Die Delegierten werden zu der Bundesjugendkonferenz in Berlin 
fristgerecht eine Einladung erhalten.

Nähere Informationen und Anmeldeformulare erhalten Sie bei der 
integ-Jugend im Sozialverband Deutschland, Maik Theede-Fagin, 
Stralauer Str. 63, 10179 Berlin, Tel.: 030 / 72 62 22 - 127, E-Mail: integ@
sovd.de

Tagesordnung
TOP 1: Eröffnung und Begrüßung durch den Bundesjugendvorsit-

zenden Nico Hamkens; TOP 2: Annahme der Tagesordnung; TOP 3: 
Annahme der Geschäftsordnung; TOP 4: Wahl der Tagungsleitung: a) 
Wahl des/der Vorsitzenden, b) Wahl des/der stellvertretenden Vorsit-
zenden, c) Wahl des Schriftführers/der Schriftführerin; TOP 5: Wahl 
der Mandatsprüfungskommission; TOP 6: Wahl der Wahlkommission 
TOP 7: a) Anhörung und Beratung des Berichtes des Bundesjugendvor-
sitzenden; b) Anhörung und Beratung des Berichtes des Schatzmeis-
ters; c) Anhörung und Beratung des Berichtes der Revisoren; TOP 8: 
Entlastung des Schatzmeisters und der Revisoren; TOP 9: Bericht der 
Mandatsprüfungskommission; TOP 10: Nachwahl einzelner Positio-
nen des Bundesjugendvorstandes in seinen Funktionen: a) Nachwahl 
neuer Beisitzer/-innen, b) Nachwahl neuer Revisoren/-innen TOP 11: 
Beratung und Beschlussfassung der vorliegenden Anträge; TOP 12: 
Diskussion der Arbeitsschwerpunkte der integ-Jugend; TOP 13: Bera-
tung und Verabschiedung einer Jugendpolitischen Resolution; TOP 14: 
Schlusswort des Bundesjugendvorsitzenden.

integ-Bundesjugendkonferenz
vom 1. bis 4. Mai Mieter muss Abmahnung akzeptieren

Beklagen sich Hausbewohner über einen Mitmieter, der sein Fernsehgerät häufig zu laut eingestellt haben 
soll, und schickt der Vermieter daraufhin dem angeblichen Ruhestörer eine „Abmahnung“, so hat der Gemaß-
regelte dies hinzunehmen. 

Der Bundesgerichtshof (BGH) 
entschied, dass dem Mieter nicht das 
Recht zustehe, die Abmahnung des 
Vermieters durch eine Klage seiner-
seits aus der Welt zu schaffen (AZ: 
VIII ZR 139/07). 

In ihrer Begründung mach-
ten die Richter deutlich, dass 
sie ein Vorgehen gegen die Ab-
mahnung (und die damit ver-
bundene Drohung, im Wieder-
holungsfall das Mietverhältnis 
fristlos aufzukündigen) für 
unnötig halten. Der Brief des 
Vermieters habe keine akute 
Wirkung, vielmehr solle dem 
Mieter damit nur sein (ver-
meintliches) „Fehlverhalten 
vor Augen geführt“ werden. 
Der Vermieter erlange dadurch 
für einen späteren Rechtsstreit 
keinen „Beweisvorsprung“. 
Vielmehr müsse er den vollen 
Beweis für die vorausgegan-
gene Pflichtwidrigkeit führen, 
wenn der Mieter sie bestreite 
und es auf die behauptete Ver-
tragsverletzung ankomme.

Der Mieter hatte seine For-
derung, die Abmahnung als gegen-
standslos zu bezeichnen, weil er kei-
ne Pflichtverletzung begangen habe, 

unter anderem damit begründet, dass 
eine im Arbeitsrecht ausgesprochene 
Abmahnung sehr wohl vom Arbeit-
nehmer durch Klage beanstandet 
werden könne, um sie aus der Per-

sonalakte entfernen zu lassen. Dazu 
der BGH: Auf das Mietvertragsrecht 
lässt sich die arbeitsrechtliche Rege-

lung nicht übertragen. Denn dort sei 
Grundlage für den Beseitigungsan-
spruch „eine sehr ausgeprägte Für-
sorgepflicht des Arbeitgebers“. Im 
Mietvertragsrecht gebe es diese – 

wenn überhaupt – „jedenfalls 
nicht in einem annähernd ver-
gleichbaren Maße“.

Der Präsident des Deut-
schen Mieterbundes, Dr. 
Franz-Georg Rips, kritisierte 
das Urteil. Die Entscheidung 
des Gerichts sei problema-
tisch. Sie zwinge den Mieter, 
auch unberechtigte Abmah-
nungen zu dulden. Und sie 
könne Vermieter verleiten, 
vorschnell und zu Unrecht 
vermeintliche Vertragsverlet-
zungen des Mieters abzumah-
nen. Mieter müssten die Mög-
lichkeit haben, schon gegen 
diese Vorbereitungen für die 
spätere Kündigung vorgehen 
zu können. Wenn das jetzt 
ausgeschlossen sei, werde die 
gesamte Problematik in den 
Räumungsprozess verlagert. 
„Die Gefahr, dass hierdurch 

vorschnell gekündigt wird und un-
nötige Räumungsprozesse geführt 
werden, wächst“, so Rips. W.B.

Ruhestörung durch rücksichtslose Nachbarn

Was der Nachbar schaut, will man nicht unbe-
dingt „mit anhören“. Hat der Ruhestörer kein 
Einsehen, bleibt der Weg einer Abmahnung.

Foto: Grüner / photocase




